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BUNDES1<-ANZLE RA-M.--- ---

GZ 671. 800/92-V/8/94 

Entwurf einer begleitenden 
Bundes-Verfassungsgesetz-Novelle 
zum Beitritt österreichs zur EU; 
Begutachtung 

An 
die österreichische Präsidentschaftskanzlei 
die Parlamentsdirektion 
den Rechnungshof 
die Volksanwaltschaft 
den Verfassungsgerichtshof 
den verwaltungsgerichtshof 
das Präsidium der Finanzprokuratur 
alle Bundesministerien 

Tel_. 1370-900 Telefa. 531 15/2699 
OVR: 0000019 --- -

das Bundesministerium für öffentliche wirtschaft und Verkehr, 
Sektion V 

das Büro von Herrn Vizekanzler Dr. BUSEK 
das Büro von Herrn Bundesminister WEISS 
das Büro von Frau Bundesministerin DOHNAL 
das Büro von Herrn sts Dr. KOSTELKA 
das Sekretariat von Herrn Staatssekretär Dr. DITZ 
das Büro von Frau Staatssekretärin Mag. EDERER 
alle Sektionen des Bundeskanzleramtes 
die BUndes-Gleichbehandlungskommission, Abteilung I/12 des BKA 
die Generaldirektion der österreichischen Bundesforste 
die Generaldirektion der österreichischen Bundesbahnen 
die Generaldirektion für die Post- und Telegraphenverwaltung 
den österreichischen Rat für Wissenschaft und Forschung 
alle Ämter der Landesregierungen 
die verbindungsstelle der Bundesländer beim Amt der Niederöster

reichischen Landesregierung 
die Geschäftsführung des Familienpolitischen Beirates beim 

Bundesministerium für Umwelt, Jugend und Familie 
den österreichischen Städtebund 
den österreichischen Gemeindebund 
die Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft 
die Bundeskammer für Arbeiter und Angestellte 
die Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern österreichs 
den österreichischen Landarbeiterkammertag 
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den österreichischen Rechtsanwaltskamrnertag 
alle Rechtsanwaltskammern 
die österreichische Notariatskamrner 
die österreichische Patentanwaltskamrner 
die österreichische Ärztekammer 
die österreichische Dentistenkamrner 
die Bundeskamrner der Tierärzte österreichs 
die österreichische Apothekerkammer 
die Bundeskammer der Architekten und Ingenieurkonsulenten 
die Kammer der Wirtschaftstreuhänder 
die österreichische Hochschülerschaft 
die Bundeskonferenz der Kammern der freien Berufe 
die Vereinigung österreichischer Industrieller 
den österreichischen Gewerkschaftsbund 
die Gewerkschaft öffentlicher Dienst 
den Verhandlungsausschuß der Gewerkschaften des öffentlichen 

Dienstes 
den Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger 
die österreich ische Bischofskonferenz 
die österreichische Gesellschaft für Gesetzgebungslehre 
die Vereinigung der österreichischen Richter 
die Bundessektion Richter und staatsanwälte in der Gewerkschaft 

öffentlicher Dienst 
die rechtswissenschaftliche Fakultät der Universität Wien 
die rechtswissenschaftliche Fakultät der Universität Graz 
die rechtswissenschaftliche Fakultät der Universität Linz 
die rechtswissenschaftliche Fakultät der Universität Salzburg 
die rechtswissenschaftliche Fakultät der Universität Innsbruck 
das Institut für Rechtswissenschaften, TU Wien 
das Institut für Wirtschaft, Politik und Recht 
das Institut für Rechtswissenschaften, Universität Klagenfurt 
den evangelischen Oberkirchenrat A und HB Wien 
das österreichische Institut für Rechtspolitik 
das Institut für Europarecht wien 
das Forschungsinstitut für Europarecht Graz 
das Forschungsinstitut für Europafragen an der 

Wirtschaftsuniversität Wien 
das Zentrum für Europäisches Recht Innsbruck 
das Forschungsinstitut für Europarecht Salzburg 
das Forschungsinstitut für Europarecht Linz 
das Institut für Verfassungs- und Verwaltungsrecht, WU Wien 

In der Anlage übermittelt das Bundeskanzleramt-Verfassungs

dienst den Entwurf einer begleitenden Bundes-Verfassungsgesetz

Novelle zum EU-Beitritt österreichs. Hiezu ist folgendes zu 

bemerken: 
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1. Aus Gründen der Geschlossenheit und Übersichtl ichkeit des 

Bundesverfassungsrechts sollen in der parlamentarischen 

Phase des Gesetzgebungsverfahrens sämtliche im Zusammenhang 

mit dem EU-Beitritt vorzunehmende Änderungen des 

Bundes-Verfassungsgesetzes rechtstechnisch in einer 

einzigen Novelle zusammengefaßt werden. Das bedeutet, daß 

neben den im vorliegenden Entwurf aufscheinenden Änderungen 

des Bundes-Verfassungsgesetzes auch die im Rahmen der 

Bundesstaatsreform beabsichtigten Änderungen und 

Ergänzungen (die im hier vorliegenden Entwurf vorerst nicht 

berücksichtigt sind) den Gegenstand ein und desselben 

Gesetzesbeschlusses bilden sollen. 

2. Die Bund-Länder-Vereinbarung über die Mitwirkungsrechte der 

Länder und Gemeinden in Angelegenheiten der europäischen 

Integration wird entsprechend der endgültigen Fassung der 

gegenständlichen B-VG-Novelle zu adaptieren sein. 

3. Es wird ausdrücklich zur Diskussion gestellt, ob eine 

Bestimmung: "österreich ist Mitglied der Europäischen 

Union" gleichfalls Eingang in die gegenständliche 

B-VG-Novelle finden soll. 

4. Ferner wird zur Diskussion gestellt, ob die Bestimmung über 

die Mitwirkungsmöglichkeiten der Länder im Rat (Art. 23d 

Abs. 3 B-VG) nach dem Muster des deutschen Grundgesetzes 

formuliert und wie in diesem eine Bestimmung über die 

Möglichkeit der Übertragung von Hoheitsbefugnissen auf 

grenznachbarliche Einrichtungen aufgenommen werden soll 

oder ob davon ausgegangen wird, daß diese Übertragung in 

der Möglichkeit zum Abschluß von staatsverträgen nach 

Art. 1 6  Abs. 1 B-VG bereits eingeschlossen ist. 

5. Zur Erwägung gestellt wird schließlich, ob die Anklage nach 

Art. 142 Abs. 2 lit. c gegen einen gemäß Art. 23d Abs. 3 

ermächtigten Vertreter der Länder wegen Gesetzesverletzung 

allenfalls allein durch den Bundesrat oder mit dessen 

Zustimmung durch die Bundesregierung erfolgen soll. 

355/ME XVIII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 3 von 45

www.parlament.gv.at



- 4 -

-- ------------

Es w ird ersucht, zu dem be il iegenden Entwurf und zu den 

ergänzend hiezu aufgeworfenen Fragen bis zum 

7. Oktober 1994 

stellung zu nehmen und fünfundzwanzig Ausfertigungen der 

Stellungnahme auch dem Präs idium des Nationalrates zur 

Verfügung zu stellen. 

10. August 1994 
Für den Bundeskanzler: 

HOLZINGER 
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Beilage ./A zu GZ 67 1 .800/92-V/8/94 

Bundesverfassungsgesetz, mit dem das 

Bundes-Verfassungsgesetz 

in der Fassung von 1929 geändert und 

das EWR-Bundesverfassungsgesetz aufgehoben wird 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

A r t  i k e 1 I 

Änderung des Bundes-Verfassungsgesetzes 

Das Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung von 1929, zuletzt 

geändert durch das Bundesverfassungsgesetz BGB1.Nr . . . •  1 . . . , 

wird wie folgt geändert: 

1. Die Überschrift des Ersten Hauptstückes lautet: 

"Allgemeine Bestimmungen. Europäische Union " 

2. Nach der Überschrift des Ersten Hauptstückes wird folgende 

Abschnittsüberschrift eingefügt: 

"A. A l l  g e m e i n  e B e s t i m  m u n g e n. "  

3. In Art. 10 Abs. 1 wird der Punkt am Ende der Z 17 durch 

einen Strichpunkt ersetzt und folgende Z 18 angefügt: 

"18. Wahlen zum Europäischen Parlament. " 

4. Art. 10 Abs. 4 bis 6 wird aufgehoben. 
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5. Art. 1 6  Abs. 6 w ird aufgehoben. 

6. Nach Art. 23 wird folgender Abschnitt eingefügt: 

"B. E u r 0 p ä i s c h e U n i  0 n 

Artikel 23a. (1) D ie von österreich zu entsendenden 

Abgeordneten zum Europäischen Parlament werden auf Grund 

des gleichen, unmittelbaren, geheimen und persönlichen 

Wahlrechtes der Männer und Frauen, die vor dem 1. Jänner 

des Jahres der Wahl das 18. Lebensjahr vollendet haben und 

entweder am stichtag der Wahl die österreichische 

staatsbürgerschaft besitzen oder nach Maßgabe des Rechtes 

der Europäischen Union in österreich wahlberechtigt s ind, 

nach den Grundsätzen der Verhältniswahl gewählt. Durch 

Bundesgesetz werden die näheren Bestimmungen über das 

Wahlverfahren getroffen. 

(2) Das Bundesgebiet bildet für die Wahlen zum Europäischen 

Parlament einen einheitlichen Wahlkreis. 

(3) Wählbar sind alle Männer und Frauen, die vor dem 

1. Jänner des Jahres der Wahl das 19. Lebensjahr vollendet 

haben und entweder am stichtag der Wahl die österreichische 

Staatsbürgerschaft besitzen oder nach Maßgabe des Rechtes 

der Europäischen Union in österreich wählbar sind. 

(4) Die Ausschließung vom Wahlrecht und von der Wählbarkeit 

kann nur die Folge einer gerichtlichen Verurteilung sein. 

(5) Die Durchführung und Leitung der Wahlen zum 

Europäischen Parlament obliegt den für die Wahlen zum 

Nationalrat bestellten Wahlbehörden. Die stimmabgabe im 

Ausland muß nicht vor einer Wahlbehörde erfolgen. Die 

näheren Bestimmungen über die Stimmabgabe im Ausland können 

vom Nationalrat nur in Anwesenheit von mindestens der 
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Hälfte der Mitglieder und mit einer Mehrheit von zwei 

Dritteln der abgegebenen stimmen beschlossen werden. 

(6) Die Wählerverzeichnisse werden von den Gemeinden im 

übertragenen Wirkungsbereich angelegt. 

Artikel 23b. (1) Öffentlich Bediensteten ist, wenn sie sich 

um ein Mandat im Europäischen Parlament bewerben, die für 

die Bewerbung um das Mandat erforderliche freie Zeit zu 

gewähren. öffentlich Bedienstete, die zu Mitgliedern des 

Europäischen Parlaments gewählt wurden, sind für die Dauer 

der Mandatsausübung unter Entfall der Dienstbezüge außer 

Dienst zu stellen. Das Nähere wird durch Bundesgesetz 

geregelt. 

(2) Insoweit dieses Bundes-Verfassungsgesetz für Mitglieder 

des Obersten Gerichtshofes, des Rechnungshofes, des 

Verwaltungsgerichtshofes oder des Verfassungsgerichtshofes 

die Unvereinbarkeit ihrer Funktionen mit der Zugehörigkeit 

oder mit der ehemaligen Zugehörigkeit zum Nationalrat 

vorsieht, sind diese Funktionen auch mit der Zugehörigkeit 

oder mit der ehemaligen Zugehörigkeit zum Europäischen 

Parlament unvereinbar. 

Artikel 23c. (1) Die österreichische Mitwirkung an der 

Ernennung von Mitgliedern der Kommission, des 

Gerichtshofes, des Gerichtes erster Instanz, des 

Rechnungshofes, des Wirtschafts- und Sozialausschusses 

sowie des Ausschusses der Regionen im Rahmen der 

Europäischen Union obliegt der Bundesregierung. 

(2) Hinsichtlich der Mitglieder der Kommission, des 

Gerichtshofes, des Gerichtes erster Instanz und des 

Rechnungshofes hat die Bundesregierung dabei den 

Hauptausschuß des Nationalrates anzuhören. 

(3) Hinsichtlich der Mitglieder des Wirtschafts- und 

Sozialausschusses sind von der Bundesregierung Vorschläge 
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der gesetzlichen und sonstigen beruflichen Vertretungen der 
-- - -- ---- - _._--- --- - -

verschiedenen Gruppen des w�rtschaft�ichen und sozialen 

Lebens einzuholen. 

(4) Hinsichtlich der Mitglieder des Ausschusses der 

Regionen und deren stellvertreter haben die Länder je 

einen, der österreichische städtebund und der 

österreichische Gemeindebund gemeinsam drei Vertreter 

vorzuschlagen. 

(5) Von den gemäß Abs. 3 und 4 namhaft gemachten 

Mitgliedern hat die Bundesregierung den Hauptausschuß des 

Nationalrates zu unterrichten. 

Artikel 23d. (1) Der Bund hat die Länder unverzüglich über 

alle Vorhaben der Europäischen Union, die den selbständigen 

Wirkungsbereich der Länder berühren oder sonst für sie von 

Interesse sein könnten, zu unterrichten und ihnen 

Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Solche 

Stellungnahmen sind an das Bundeskanzleramt zu richten. 

Gleiches gilt für die Gemeinden, soweit der eigene 

wirkungsbereich oder sonstige wichtige Interessen der 

Gemeinden berührt werden. Die Vertretung der Gemeinden 

obliegt in diesen Angelegenheiten dem österreichischen 

städtebund und dem österreichischen Gemeindebund (Artikel 

115 Abs. 3). 

(2) Liegt dem Bund eine einheitliche Stellungnahme der 

Länder zu einem Vorhaben der Europäischen Union vor, das 

Angelegenheiten betrifft, in denen die Gesetzgebung 

Landessache ist, so ist der Bund oder ein Vertreter der 

Länder gemäß Abs. 3 bei Verhandlungen und Abstimmungen in 

der Europäischen Union an diese Stellungnahme gebunden. Der 

Bund darf davon nur aus zwingenden außen- und 

integrationspolitischen Gründen abweichen. Der Bund hat 

diese Gründe den Ländern unverzüglich mitzuteilen. 
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(3) Soweit ein Vorhaben der Europäischen Union überwiegend 

Angelegenheiten betrifft, in denen die Gesetzgebung 

Landessache ist, kann die Bundesregierung einem von den 

Ländern namhaft gemachten Vertreter die Mitwirkung an der 

Willensbildung im Rat der Europäischen Gemeinschaften 

übertragen. Die Wahrnehmung dieser Befugnis erfolgt unter 

Beteiligung und in Abstimmung mit der Bundesregierung. Der 

Vertreter der Länder ist dabei der Bundesregierung gemäß 

Art. 142 verantwortlich. 

(4) Die näheren Bestimmungen zu den Abs. 1 bis 3 sind in 

einer Vereinbarung zwischen dem Bund und den Ländern 

(Art. 15a Abs. 1) festzulegen. 

(5) Die Länder sind verpflichtet, Maßnahmen zu treffen, die 

in ihrem selbständigen wirkungsbereich zur Durchführung von 

Rechtsakten der Europäischen Union erforderlich werden. 

a) Kommt ein Land dieser Verpflichtung überhaupt nicht oder 

in wesentlichen Teilen nicht nach, so geht die 

zuständigkeit zu solchen Maßnahmen, insbesondere zur 

Erlassung der notwendigen Gesetze, auf den Bund über: 

der Bund kann von dieser Zuständigkeit jedoch nur unter 

der Voraussetzung Gebrauch machen, daß der 

verfassungsgerichtshof gemäß Art. 138 b auf Antrag des 

Bundes den übergang der Zuständigkeit festgestellt hat. 

b) Kommt ein Land dieser Verpflichtung zwar reChtzeitig, 

aber inhaltlich mangelhaft nach und wird dies vom 

Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften oder vom 

Gericht erster Instanz der Europäischen Gemeinschaften 

festgestellt, so geht die Zuständigkeit zu solchen 

Maßnahmen, insbesondere zur Erlassung der notwendigen 

Gesetze, auf den Bund über. 

Eine vom Bund entsprechend diesen Bestimmungen getroffene 

Maßnahme, insbesondere ein solcherart erlassenes Gesetz 
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oder eine solcherart erlassene Verordnung, tritt außer 
- --- - - - -- - - --

K-�ftf -sobald das Land-die erforderlichen Maßnahmen 

getroffen hat. 

(6) soweit sich aus den Abs. 1 bis 5 nicht anderes ergibt, 

fällt die Mitwirkung österreichs in der Europäischen Union 

in die zuständigkeit des Bundes. Das Nähere wird durch 

Bundesgesetz geregelt. 

Artikel 23e. (1) Die Bundesregierung hat den Nationalrat 

und den Bundesrat unverzüglich über alle Vorhaben der 

Europäischen Union zu unterrichten und ihnen Gelegenheit 

zur stellungnahme zu geben. 

(2) Liegt der Bundesregierung eine stellungnahme des 

Nationalrates zu einem Vorhaben der Europäischen Union vor, 

das Angelegenheiten betrifft, in denen die Gesetzgebung 

Bundessache ist, so ist sie bei Verhandlungen und 

Abstimmungen in der Europäischen Union an diese 

Stellungnahme gebunden. Sie darf davon nur aus zwingenden 

außen- und integrationspolitischen Gründen abweichen. Die 

Bundesregierung hat diese Gründe dem Nationalrat 

unverzüglich mitzuteilen. 

(3) Die näheren Bestimmungen zu Abs. 1 werden durch das 

Bundesgesetz über die Geschäftsordnung d�s Nationalrates 
sowie durch die Geschäftsordnung des Bundesrates getroffen. 

Das Bundesgesetz über die Geschäftsordnung des 

Nationalrates regelt insbesondere, inwieweit für 

Stellungnahmen gemäß Abs. 1 anstelle des Nationalrates 

dessen Hauptausschuß für die Mitwirkung zuständig ist. 

Artikel 23f. österreich kann an der Gemeinsamen Außen- und 

Sicherheitspolitik der Europäischen Union aufgrund des 

Titels V des Vertrages über die Europäische Union 

solidarisch mitwirken. Dies schließt die Mitwirkung an 

Maßnahmen ein, mit denen die Wirtschaftsbeziehungen zu 

einem oder mehreren dritten Ländern ausgesetzt, 

eingeschränkt oder vollständig eingestellt werden. 
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Artikel 23g. Für Änderungen des Vertrages über die 

Europäische Union einschließlich der Gemeinschaftsverträge 

gilt Art. 50 B-VG nicht. Solche Staatsverträge dürfen aber 

nur mit Genehmigung des Nationalrates und der Zustimmung 

des Bundesrates hiezu abgeschlossen werden. Diese 

Beschlüsse bedürfen jeweils der Anwesenheit von mindestens 

der Hälfte der Mitglieder und einer Mehrheit von zwei 

Dritteln der abgegebenen Stimmen. " 

7. Art. 59 lautet: 

"Artikel 59. Kein Mitglied des Nationalrates, des Bundes

rates oder des Europäischen Parlamentes kann gleichzeitig 

einem der beiden anderen Vertretungskörper angehören. " 

8. Art. 117 Abs. 2 lautet: 

"(2) Die Wahlen in den Gemeinderat finden auf Grund des 

gleichen, unmittelbaren, geheimen und persönlichen 

Verhältniswahlrechts aller staatsbürger statt, die in der 

Gemeinde den Hauptwohnsitz haben; die Landesgesetze können 

jedoch vorsehen, daß auch Staatsbürger, die in der Gemeinde 

einen Wohnsitz, nicht aber den Hauptwohnsitz haben, 

wahlberechtigt sind. In der Wahlordnung dürfen die 

Bedingungen des aktiven und passiven Wahlrechtes nicht 

enger gezogen sein als in der wahlordnung zum Landtag. Es 

kann jedoch bestimmt werden, daß das aktive und passive 

Wahlrecht in den Gemeinderat Personen, die sich noch nicht 

ein Jahr in der Gemeinde aufhalten, dann nicht zukommt, 

wenn ihr Aufenthalt in der Gemeinde offensichtlich nur 

vorübergehend ist. Unter denselben Bedingungen steht das 

aktive und passive Wahlrecht auch den Staatsbürgern anderer 

Mitgliedstaaten der Europäischen Union zu. Die Bestimmungen 

über die Wahlpflicht bei den Wahlen zum Landtag (Art. 95 

Abs. 1 letzter Satz) finden für die Wahlen in den 

Gemeinderat sinngemäß Anwendung. Die wahlordnung kann 
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bestimmen , daß die Wähler ihr Wahlrecht in Wahlkreisen 

ausüben, von denen jeder ein geschlossenes Gebiet umfassen 

muß. Eine Gliederung der Wählerschaft in andere Wahl körper 

ist nicht zulässig. Für den Fall, daß keine Wahlvorschläge 

eingebracht werden, kann in der Wahlordnung bestimmt 

werden, daß Personen als gewählt gelten, deren Namen auf 

den Stimmzetteln am häufigsten genannt werden. " 

9. Nach Art. 138 a wird folgender Art. 138 b angefügt: 

"Artikel 138 b. Auf Antrag der Bundesregierung stellt der 

Verfassungsgerichtshof fest, daß ein Land der Verpflichtung 

zur Durchführung von Rechtsakten der Europäischen Union 

überhaupt nicht oder in wesentlichen Teilen nicht 

nachgekommen ist. " 

10. Art. 141 Abs. 1 und 2 lautet: 

"(1) Der Verfassungsgerichtshof erkennt 

a) über die Anfechtung der Wahl des Bundespräsidenten, von 

Wahlen zu den allgemeinen Vertretungskörpern, zum 

Europäischen Parlament und zu den satzungsgebenden 

Organen (Vertretungskörpern) der gesetzlichen 

beruflichen vertretungen: 

b) über Anfechtungen von Wahlen in die Landesregierung und 

in die mit der Vollziehung betrauten Organe einer 

Gemeinde: 

c) auf Antrag eines allgemeinen Vertretungskörpers auf 

Mandatsverlust eines seiner Mitglieder: auf Antrag von 

wenigstens elf Abgeordneten des Europäischen Parlamentes 

aus der Republik österreich auf Mandatsverlust eines 

Abgeordneten des Europäischen Parlamentes aus der 

Republik österreich: 
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d) auf Antrag eines satzungsgebenden Organes 

(Vertretungskörpers) einer gesetzlichen beruflichen 

Vertretung auf Mandatsverlust eines der Mitglieder eines 

solchen Organes: 

e) soweit in den die Wahlen regelnden Bundes- oder 

Landesgesetzen die Erklärung des Mandatsverlustes durch 

Bescheid einer Verwaltungsbehörde vorgesehen ist, über 

die Anfechtung solcher Bescheide, durch die der Verlust 

des Mandates in einem allgemeinen Vertretungskörper, in 

einem mit der Vollziehung betrauten Organ einer Gemeinde 

oder in einem satzungsgebenden Organ (Vertretungskörper) 

einer gesetzlichen beruflichen Vertretung ausgesprochen 

wurde, nach Erschöpfung des Instanzenzuges. 

Die Anfechtung (der Antrag) kann auf die behauptete 

Rechtswidrigkeit des Wahlverfahrens beziehungsweise auf 

einen gesetzlich vorgesehenen Grund für den Verlust der 

Mitgliedschaft in einem allgemeinen vertretungskörper, im 

Europäischen Parlament, in einem mit der Vollziehung 

betrauten Organ einer Gemeinde oder in einem 

satzungsgebenden Organ (Vertretungskörper) einer 

gesetzlichen beruflichen Vertretung gegründet werden. Der 

Verfassungsgerichtshof hat einer Wahl anfechtung 

stattzugeben, wenn die behauptete Rechtswidrigkeit eines 

Wahlverfahrens erwiesen wurde und auf das Wahlergebnis von 

Einfluß war. In dem Verfahren vor den Verwaltungsbehörden 

hat auch der allgemeine Vertretungskörper und die 

gesetzliche berufliche Vertretung Parteistellung. 

(2) Wird einer Anfechtung gemäß Abs. 1 lit. a stattgegeben 

und dadurch die teilweise oder gänzliche Wiederholung der 

Wahl zu einem allgemeinen Vertretungs körper , zum 

Europäischen Parlament oder zu einem satzungsgebenden Organ 

der gesetzlichen beruflichen Vertretungen erforderlich, so 

verlieren die betroffenen Mitglieder dieses 
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Vertretungskorpers ihr Mandat im Zeitpunkt der Ubernahme 
-- - - - - - - --- - - -- - --

desselben durch -j ene Mi-=tgl ieder, -die--bei -der- innerhalb von 

100 Tagen nach der Zustellung des Erkenntnisses des 

Verfassungsgerichtsho fes durchzuführenden W iederholungswahl 

gewählt wurden. " 

11. Nach Art. 142 Abs. 2 lit. b werden die bisherigen lit. c 

bis h als l it. d bis i bezeichnet und wird als neue lit. c 

eingefügt: 

IIC) gegen e inen gemäß Art. 23d Abs. 3 ermächtigten 

Vertreter der Länder wegen Gesetzesverletzung: durch 

Beschluß der Bundesregierung;1I 

12. In Art. 142 Abs. 3 ist die Wortfolge IIAbs. 2 lit. dll 

richtigzustellen auf "Abs. 2 lit e ". 

13. Art. 142 Abs. 4 erster Satz zweiter Halbsatz lautet: 

14. 

"bei geringfügigen Rechtsverletzungen in den in Absatz 2 

unter c, e, g und h erwähnten Fällen kann sich der 

verfassungsgerichtshof auf die Feststellung beschränken, 

daß eine Rechtsverletzung vorliegt. " 

In Art. 142 Abs. 5 ist d ie Wortfolge 

1it. a, b und eil richtigzustellen auf 
lit. a, b und d"  sowie die Wortfolge 

lit. d, f und g "  richtigzustellen auf 

lit. e, g und h "  . 

11 in 

"in 
" in 

" in 

den 

den 
den 

den 

Fällen der 

Fällen der 

Fällen der 

Fällen der 

15. Der bisherige Text des Art. 150 wird als Abs. 1 bezeichnet; 

als Abs. 2 bis 3 werden angefügt: 

"(2) Solange die Vertreter österreichs im Europäischen 

Parlament nicht aufgrund einer allgemeinen Wahl gewählt 

sind, werden sie vom Nationalrat aus dem Kreis der 

Mitglieder der Bundesversammlung entsendet. Diese 
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Entsendung erfolgt auf grund von Vorschlägen der im 
-- - -_ .- - -- - - - - ----

Nationalrat vertretenen Parteien nach Maßgabe ihrer Stärke 

gemäß dem Grundsatz der Verhältniswahl. 

(3) Für die Dauer der Entsendung gemäß Abs. 1 können 

Mitglieder des Nat ionalrates und des Bundesrates 

gleichzeitig Mitglieder des Europäischen Parlamentes sein . 

16. Art. 151 Abs. x wird folgender Absatz angefügt: 

n(x) Die Art • . . . . . . . . .  in der Fassung des 

Bundesverfassungsgesetzes BGBl. Nr . . . .  / . . .  treten zugleich 

mit dem Staatsvertrag über den Beitritt österreichs zur 

Europäischen Union in Kraft.n 

A r t  i k e 1 II 

Aufhebung des EWR-Bundesverfassungsgesetzes 

Das EWR-Bundesverfassungsgesetz, BGBl.Nr. 115/1993, tritt 

zugleich mit dem Inkrafttreten des Staatsvertrages über den 

Beitritt der Republik österreich zur Europäischen Union außer 

Kraft. 
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Beilage . /B zu GZ 671. 800/92-V/8/94 

Ziel: 

Lösung: 

-- - ------ --VORBLATT 

Erlassung der rechtspolitisch zweckmäßigen 

bundesverfassungsgesetzlichen Regelungen im 

Zusammenhang mit dem Beitritt österreichs zur 

Europäischen Union 

Die Regelungen betreffend die Mitwirkung österreichs 

an der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik der 

Europäischen Union sowie die parlamentarische 

Mitwirkung sowie die Mitwirkung der Länder in 

Angelegenheiten der Europäischen Union und die 

Grundzüge des Wahlrechtes zum Europäischen Parlament 

werden in einem eigenen Abschnitt des Ersten 

Hauptstückes des B-VG zusammengefaßt. Die 

Unvereinbarkeitsbestimmungen werden mittels einer 

horizontalen Regelung in das B-VG aufgenommen. Die 

erforderlichen Ergänzungen im Zusammenhang mit der 

Verankerung des aktiven und passiven 

Kommunalwahlrechtes und der Ausdehnung der 

Zuständigkeiten des Verfassungsgerichtshofes erfolgen 

im Rahmen der bereits bestehenden Bestimmungen. 

Alternativen: 

Kosten: 

Unterlassung von Regelungen im besonderen betreffend 

die parlamentarische Mitwirkung und die Erweiterung 

der Mitwirkung der Länder in Angelegenheiten der 

Europäischen Union, was demokratie- und 

föderalismuspolitisch unzweckmäßig wäre. 

Eine Belastung des Bundeshaushaltes ist nicht zu 

erwarten. 

EU-Konformität: 

Gegeben. 
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E r 1 ä u t e r u n  g e n  

A All 9 e m e in e r T e il 

I. Zur Ausgangslage 

Mit dem am . . . .  kundgemachten Bundesverfassungsgesetz über den 

Beitritt österreichs zur Europäischen Union (nBeitritts-BVGn) 

wurde die Ermächtigung zum Abschluß des EU-Beitrittsvertrages 

erteilt. Durch den Beitritt österreichs zur Europäischen Union 

wird die zum Beitrittszeitpunkt bestehende 

Gemeinschaftsrechtsordnung übernommen. Dies läßt bestimmte 

bundesverfassungsgesetzliche Anpassungsregelungen zweckmäßig 

erscheinen. 

II. Legistische Vorgangsweise 

Mit der im Entwurf vorliegenden B-VG-Novelle wird im Ersten 

Hauptstück des B-VG ein neuer Abschnitt "B. Europäische Union" 

eingefügt. Dieser Abschnitt beinhaltet Regelungen über die Wahl 

der österreichischen Abgeordneten zum Europäischen Parlament, 

die stellung öffentlich Bediensteter in diesem Zusammenhang, 

Unvereinbarkeiten mit bestimmten Ämtern, die Nominierung 

österreichischer Vertreter in Organen der Europäischen Union, 

die Ländermitwirkung und die parlamentarische Mitwirkung in 

EU-Angelegenheiten, die Teilnahme an der Gemeinsamen Außen- und 

Sicherheitspolitik sowie eine Bestimmung betreffend die 

parlamentarische Genehmigung künftiger Änderungen der 

Gemeinschaftsverträge. 
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weiters erfolgen Anpassungen im System des geltenden B-VG durch 

Regelungen über d ie Unvere inbarke it von Mandaten in allgeme inen 

Vertretungs körpern , über das akt ive und passive 

Komunalwahlrecht und die Zuständ igkeiten des 

Verfassungsger ichtshofes. 

111. Die Schwerpunkte des Entwurfes 

1. Wahlen zum Europä ischen Parlament 

Ein wesentliches Element der in Art. 8b des Vertrages über die 

Europäische Union geregelten Unionsbürgerschaft ist das Recht 

der Unionsbürger auf Teilnahme an den Wahlen zum Europä ischen 

Parlament. Die in Ausführung dieser Bestimmung ergangene 

Richtlinie des Rates 93/109/EG vom 6. Dezember 1993 (AB1. L 329 

vom 30. 12. 1993, S. 34) regelt die E inzelheiten der Ausübung des 

akt iven und passiven Wahlrechtes bei den Wahlen zum 

Europäischen Parlament für Unionsbürger mit Wohns itz in e inem 

Mitgliedstaat, dessen Staatsangehörigkeit sie nicht besitzen. 

Sie bezweckt - unbeschadet des in Art. 138 Abs. 3 EG-Vertrag 

vorgesehenen einheitlichen Wahlverfahrens und in Anbetracht der 

unterschiedlichen Wahlrechtsordnungen der Mitgliedstaaten -

keine Harmonisierung der nationalen Wahlrechtsvorschriften, 

sondern normiert lediglich d ie Modalitäten der Durchführung der 

Wahlteilnahme von Unionsbürgern im WOhnsitzmitgliedstaat. 

2. Mitwirkung der Länder und Gemeinden bei Vorhaben der 

Europäischen Union 

Mit der Abgabe von Hoheitsbefugnissen an die Organe der 

Europäischen Union im Rahmen der Mitgliedschaft österreichs in 

der Europäischen Union ergeben sich insbesondere Auswirkungen 

auf den bundesstaatlichen Aufbau österreichs. Mit den 

vorgesehenen Regelungen sollen die Auswirkungen dieser 

Zuständigkeitsübertragung durch Regelungen über die Mitwirkung 
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der Länder und Gemeinden an der innerstaatlichen Willensbildung 

in EU-Angelegenheiten teilweise kompensiert werden. Die 

Bestimmungen orientieren sich weitgehend an den bestehenden 

Mitwirkungsrechten des geltenden Verfassungsrechtes, welche 

durch die B-VG-Novelle 199 2, BGBl. Nr. 276 , erlassen wurden. Im 

Hinblick auf die Schaffung eines neuen Abschnittes "Europäische 

Union" wurde die systematische Verlagerung dieser Regelungen 

zweckmäßig. Inhaltlich wurden die Bestimmungen auf die Vorgaben 

des EG-Vertrages abgestimmt bzw. erweitert. Weiters wurde die 

grundsätzliche Kompetenz des Bundes in Angelegenheiten der 

Mitwirkung österreichs in der EuropäiSChen Union klargestellt. 

3. Mitwirkung des Nationalrates und des Bundesrates bei 

Vorhaben der Europäischen Union 

Um auch die durch die Übertragung von Hoheitsrechten auf 

supranationale Organe entstehenden Kompetenzverluste nationaler 

parlamentarischer Organe teilweise auszugleichen, werden 

Mitwirkungsrechte des Nationalrates und Bundesrates im Rahmen 

der innerstaatlichen Willensbildung in EU-Angelegenheiten, und 

zwar im wesentlichen in Form eines Informations- und 

Stellungnahmerechtes vorgesehen. Eine Bindungswirkung solcher 

Stellungnahmen ist jedoch nur für jene Stellungnahmen des 

Nationalrates vorgesehen, die sich auf Angelegenheiten 

beziehen, in denen die Gesetzgebung Bundessache wäre, ginge es 
nicht um ein Vorhaben der EuropäiSChen Union. 

4. Regelungen betreffend die Teilnahme Österreichs an der GASP 

Anläßlich der Behandlung des Kapitels 24 ("Gemeinsame Außen

und Sicherheitspolitik"/GASP) im Rahmen der Verhandlungen über 

einen Beitritt österreichs zur Europäischen Union hat der 

Bundesminister für auswärtige Angelegenheiten am 

9. November 1993 während der vierten Tagung auf Ministerebene 

u. a. folgende Erklärung abgegeben: 
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" österreich wird an der Außen- und Sicherheitspolitik der 

Union und an ihrer dynamischen Weiterentwicklung aktiv 

teilnehmen und akzeptiert die Bestimmungen des Titels V sowie 

die relevanten, dem Vertrag über die Europäische Union 

angeschlossenen Deklarationen. österreich geht davon aus, daß 

die aktive und solidarische Mitwirkung an der GASP mit seinen 

verfassungsrechtlichen Regelungen vereinbar sein wird. 

Entsprechende innerstaatliche rechtliche Anpassungen werden 

angesichts der geänderten politischen Rahmenbedingungen in 

Europa im Zusammenhang mit dem Beitritt österreichs zur 

Europäischen Union vorzunehmen sein. " 

Dieser gegenüber den Vertretern der Europäischen Union 

abgegebenen Erklärung soll nunmehr durch die im vorliegenden 

Entwurf vorgesehene bundesverfassungsgesetzliche Regelung 

Rechnung getragen werden. 

Gemäß dem Titel V des Vertrages über die Europäische Union 

besteht die Möglichkeit, daß der Rat der Europäischen Union im 

Rahmen der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) 

gemeinsame standpunkte (Art. J. 2 Abs. 2 EUV) oder gemeinsame 

Aktionen (Art. J. 3 EUV) beschließt. Es ist nicht 

auszuschließen, daß die Mitwirkung an der Beschlußfassung über 

derartige Maßnahmen bzw. an deren Durchführung mit der 

geltenden Verfassungsrechtslage in verschiedener Hinsicht im 

Widerspruch stehen könnte. Derartige Probleme könnten vor allem 

im Zusammenhang mit Maßnahmen entstehen, mit denen die 

Wirtschaftsbeziehungen zu einem oder mehreren Ländern 

ausgesetzt, eingeschränkt oder vollständig eingestellt werden. 

Solche wirtschaftssanktionen können beispielsweise mengenmäßige 

Beschränkungen oder ein gänzliches Export- bzw. Importverbot 

für den Warenverkehr sowie Beschränkungen oder Verbote auf dem 

Gebiet des Kapital- und Zahlungsverkehrs (vgl. Art. 73g EGV) im 

Verhältnis zu bestimmten Drittstaaten umfassen (wirtschaftliche 

Boykottmaßnahmen) . Beispielsweise ist auf folgende von der 
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Europä ischen Un ion in der Vergangenhe it gesetzte Maßnahmen zu 

verwe isen: Importverbote gegenüber Argent in ien während des 

Falkland-Konflikts (1982), Verbote des Importes von Goldmünzen 

und der Durchführung von Neuinvestitionen gegenüber der 

Republik Südafrika (1986), Waffenexportverbote gegenüber Za ire 

(1993) und Sudan (1994) , Einschränkung der wirtschaftlichen 

Beziehungen zu Hait i u. a. durch diverse Import- und Export

sowie Zahlungsverbote (1994). 

Soweit die Umsetzung derartiger Maßnahmen im Rahmen der GASP 

durch gemeinschaftsrechtliche Instrumente erfolgt (insbesondere 

Art. 228a EGV) , kann sich aufgrund des Anwendungsvorrangs des 

Gemeinschaftsrechts kein Konflikt mit der geltenden 

Verfassungslage ergeben. Anges ichts des ausschließlich 

intergouvernementalen Charakters der GASP kommt in diesem 

Rahmen den getrOffenen Beschlüssen, die solchen Maßnahmen 

vorangehen, jedoch kein gemeinschaftsrechtlicher Charakter zu. 

Um die Mitwirkung österre ichs auch daran zu ermöglichen, ist 

daher eine entsprechende verfassungsrechtliche Grundlage zu 

schaffen. 

Diese VerfassungSbestimmung (Art. 23e) ermöglicht es 

österreich, sich an Beschlüssen im Rahmen der GASP über 

Sanktionen gegen Drittstaaten zu beteiligen, wobei als 

wichtigster davon erfaßter Beispielsfall wirtschaftssanktionen 

genannt sind. Ergänzend wird darauf hingewiesen, daß die 

Teilnahme österreichs an Maßnahmen, die auf Kapitel VII der 

Satzung der Vereinten Nationen beruhen, selbstverständlich auch 

weiterhin zulässig ist. 

Dabei ist davon auszugehen, daß zwischen den verpflichtungen 

eines EU-Mitgliedstaates auf der Basis des Titels V des 

Vertrages über die Europäische Union und den Kernelementen der 

Neutralität kein WidersprUCh besteht. Durch seinen Beitritt zur 

Europäischen Union wird österreich weder an der Teilnahme an 

Kriegen verpflichtet, noch muß es Militärbündnissen beitreten 

oder der Errichtung militärischer stützpunkte fremder Staaten 

auf seinem Gebiet zustimmen, daher bleibt dieser Kernbestand 

der Neutralität österreichs unberührt. 
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Die im vorliegenden Entwurf vorgesehene Regelung stellt auf die 

derzeit in der Europäischen Union geltende Rechtslage ab. Auf 

allfällige künftige Änderungen des Vertrages über die 

Europäische Union (beispielsweise im Zusammenhang mit der für 

1996 vorgesehenen Revision des Art. J. 4 EUV) kann der 

vorliegende Entwurf naturgemäß nicht Bedacht nehmen. Sollten 

sich künftig solche Änderungen der maßgeblichen EU-Rechtslage 

ergeben, so wird gegebenenfalls zu entscheiden sein, ob und in 

welcher Weise eine entsprechende Neugestaltung der 

innerösterreichischen Rechtslage erforderlich ist. 

5. Unvereinbarkeitsregelungen 

Die Unvereinbarkeitsregelungen des B-VG sind gemäß den 

europarechtlichen Vorgaben und im Rahmen des dadurch gegebenen 

Spielraumes für die mitgliedstaatlichen Rechtsordnungen neu zu 

gestalten bzw. zu ergänzen. Die bestehenden Unvereinbarkeiten 

werden im Hinblick auf die Zugehörigkeit zum Europäischen 

Parlament erweitert. Soweit Unvereinbarkeiten bereits auf Ebene 

des Europarechtes im Detail normiert sind, besteht keine 

Notwendigkeit einer zusätzlichen Festlegung auf nationaler 

Ebene. Dies betrifft beispielsweise die Unvereinbarkeit der 

Zugehörigkeit zur Regierung eines Mitgliedstaates mit der 

Zugehörigkeit zum Europäischen Parlament gemäß Art. 6 des Aktes 

zur Einführung allgemeiner unmittelbarer Wahlen der 

Abgeordneten des Europäischen Parlaments - Direktwahlakte, DWA. 

(Im Unterschied dazu existieren auf europarechtlicher Ebene 

keine explizit normierten unvereinbarkeiten hinsichtlich von 

Staatssekretären. In diesem Zusammenhang ist klarzustellen, daß 

im Hinblick auf die europarechtliche Praxis die Funktion eines 

staatssekretärs mit der Zugehörigkeit zum Europäischen 

Parlament unvereinbar sein wird. ) 

Aufgrund der Ermächtigung des Art. 6 Abs. 2 DWA kann jeder 

Mitgliedstaat nach Ar.t. 7 Abs. 2 DWA weitergehende 
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innerstaatlich geltende Unvereinbarkeiten bezüglich der 
-- ._- - - -- - - --- - _ . - - - - - -

Mitgliedschaft im Europä ischen Parlament festlegen. Derartige 

Regelungen werden durch den vorliegenden Entwurf in das B-VG 

aufgenommen. 

6. Zuständigkeit 

Die Zuständigkeit des Bundes zur Erlassung dieses 

Bundesverfassungsgesetzes ergibt sich aus Art. 10 Abs. 1 Z 1 

B-VG ( "Bundesverfassung") . 
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B. B E S 0 N DE R E R T E I L  

Zu Art. I Z. 6 (Art. 23a - 23g B-VG): 

Zu Art 23a B-VG: 

Die Richtlinie des Rates 93/109/EG vom 6. Dezember 1993 legt 

fest, daß das aktive und passive Wahlrecht bei den Wahlen zum 

Europäischen Parlament im WOhnsitzmitgliedstaat besitzt, wer am 

stichtag Unionsbürger ist und - ohne die staatsangehörigkeit 

des WOhnsitzmitgliedstaates zu besitzen - im übrigen die 

Bedingungen erfüllt, an die das Recht des 

WOhnsitzmitgliedstaates das aktive und passive Wahlrecht seiner 

staatsangehörigen knüpft. 

Das Abstellen der Wahlberechtigung auf die österreichische 

Staatsbürgerschaft oder auf das einschlägige Recht der EU 

schließt eine doppelte Stimmabgabe von österreichern bei der 

Europawahl aus. Dies wird im übrigen durch Art. 4 Abs. 1 
letzter Satz der Richtlinie klargestellt und wird in 

entsprechender Weise innerstaatlich umzusetzen sein. 

In Ausführung des Art. 2 Z 2 der obzit. Richtlinie, wonach das 

"Wahlgebiet " das Gebiet eines Mitgliedstaates darstellt, bildet 

das Bundesgebiet für die Wahl zum Europäischen Parlament einen 

einheitlichen Wahlkreis. 

Im Hinblick auf die Ausschließungsgründe vom Wahlrecht 

entspricht Art. 23a Abs. 4 dem Art. 26 Abs. 5. 
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Durch den Art. ab EG-Vertrag w ird best immt, daß der Rat der 

Europäischen Union einst immig auf Vorschlag der Kommiss ion und 

nach Anhörung des Europä ischen Parlamentes die Einzelhe iten der 

Ausübung des aktiven und passiven Wahlrechtes festzulegen hat. 

Dies geschah durch die Richtl in ie 93/109/EG des Rates vom 

6. 12. 1993, die jedoch ke inerlei Vorsorge hinsichtlich der 

Wahlbehörden trifft. Aus diesem Grunde orientiert sich Art. 23a 

Abs. 5 und 6 hinsichtl ich der Durchführung der Wahlen zum 

Europäischen Parlament an den Bestimmungen des Art. 26  Abs. 6 

und 7. 

Zu Art. 23b B-VG: 

Öffentlich Bedienstete werden aufgrund der besonderen 

zeitlichen Belastung, die sich aus einer Mandatsausübung im 

Europäischen Parlament allein wegen der örtlichen Entfernung 

der Tagungsorte von österreich ergibt, für die Zeit dieser 

Mandatsausübung außer Dienst gestellt. Für die Bewerbung um das 

Mandat ist öffentlich Bediensteten - ebenso wie nach Art. 59a 

B-VG für die Bewerbung um ein Mandat im Nationalrat - die 

erforderliche freie Zeit zu gewähren. 

In Ergänzung zu den die Zugehörigkeit oder die ehemalige 

Zugehbrigkeit zum Nationalrat betreffenden 

Unvereinbarkeitsbestimmungen des B-VG werden diese durch eine 

hor izontale Regelung auf die Zugehörigke it bzw. die ehemalige 

Zugehörigkeit zum Europäischen Parlament erweitert. 

Zu Art. 23c B-VG: 

Dem Hauptausschuß des Nationalrates soll ein Anhörungsrecht bei 

der Nominierung des österreichischen Mitgliedes der Kommission, 

des österreichischen Richters am Gerichtshof und am Gericht 

erster Instanz und des österreichischen Mitgliedes des 
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Rechnungshofes e ingeräumt werden. Be i der Nom in ierung der 

österreichischen M itglieder des Ausschusses der Reg ionen und 

deren Stellvertreter sow ie der M itgl ieder des W irtschafts- und 

soz ialausschusses soll der Hauptausschuß ledigl ich unterrichtet 

werden. 

Im Zusammenhang m it der Erstattung von Vorschlägen für d ie 

Nominierung von Mitgl iedern des Wirtschafts- und 

Sozialausschusses, wurde d ie Formulierung "der verschiedenen 

Gruppen des wirtschaftl ichen und sozialen Lebens" im Sinne des 

Art. 193 Abs. 2 EG-V herangezogen. Dies schließt unter anderem 

auch d ie Einbez iehung der Bundeskonferenz der fre ien Berufe 

sowie des österre ich ischen Landarbeiterkammertages e in. 

Zu Art. 23d B-VG: 

Die Best immungen des Art. 23d or ientieren s ich überw iegend an 

den bereits bestehenden M itwirkungsrechten. Zu inhaltl ichen und 

organisatorischen Fragen dieser Mitwirkungsrechte kann 

weitgehend auf die entsprechenden Erläuterungen zur 

Regierungsvorlage 372 BlgNR, 18. GP, S. 5 ff verwiesen werden. 

Eine "einheitliche stellungnahme der Länder" setzt voraus, daß 

alle Länder an der W illensbildung bete iligt waren. Diese 

willensbildung der Länder muß für den Bund zweifelsfre i 

nachvollziehbar sein. Von einer "fristgerechten" einheitlichen 

Stellungnahme ist im Gegensatz zur bisherigen Rechtslage nicht 

mehr die Rede, da die Stellungnahme nicht mehr an eine Frist 

gebunden werden soll. Mit Fristsetzungen ist nämlich ein hoher 

Verwaltungsaufwand verbunden, der vermieden werden kann. 

"Zwingende außen- und integrationspolitische Gründe", die 

ausnahmsweise die Abweichung rechtfertigen können, liegen vor, 

wenn dies zur Wahrnehmung w ichtiger österreichischer Interessen 

in der Europäischen Union unabweisbar ist. Diese Gründe sind 

den Ländern nunmehr unverzüglich mitzuteilen. Das liegt im 

Interesse einer frühzeitigen Information. 
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In Erweiterung der b isher igen Bestimmungen schafft Art. 23d 

Abs. 3 die Möglichkeit, daß Vertreter der Länder die Rechte, 

die der Republik österre ich im Rat der EU zustehen, wahrnehmen. 

Art. 146 des EG-Vertrages hat die gemeinschaftsrechtliche 

Voraussetzung dafür geschaffen, daß in Angelegenhe iten, die in 

die ausschließliche Zuständ igkeit der Länder fallen, ein 

Vertreter der Länder "auf Ministerebene " als 

Regierungsvertreter in den Rat entsendet werden kann. 

Voraussetzung für die Zulässigkeit einer solchen Konstruktion 

sind die innerstaatliche Ermächtigung, für die Regierung des 

Mitgliedstaates verbindlich zu handeln und die 

"Minister "-Eigenschaft. Letztere wird im Hinblick auf das 

verfassungsrechtlich auch für die oberste Landesverwaltung 

vorgesehene "Ressortprinzip " für die Mitglieder der 

(österreichischen) Landesregierungen gegeben sein. Die Regelung 

bezieht sich nur auf die Mitwirkung im Rat gemäß Art. 145 EG-V 

und nicht auf den Europäischen Rat im Sinne des Art. D EU-V, 

dessen Zusammensetzung (Regierungschef, Außenminister) 

europarechtlich zwingend vorgegeben ist. 

Da ein Vorhaben der Europäischen Union gegebenenfalls aufgrund 

der österreichischen Verfassungsrechtslage und 

Kompetenzverteilung nicht ausschließlich den Ländern oder dem 

Bund zugewiesen werden kann, soll die Möglichkeit der 

Mi twi rknna nl')r T.':': nnl')'T' na'T'�n Nokn;;",-F� T.10r�On daß "u" be-"'; eg .... -� .. ---- --------- ;} --- _0.. ____ - __ ... "'j_ ....... 1:'.""" V-y,- """'''-' , "W-L Cj&"", 

Angelegenheiten der Länder betroffen sein müssen. 

Bei der Wahrnehmung der Mitwirkungsbefugnis haben die Länder 

engen Kontakt mit der Bundesregierung zu halten: die Mitwirkung 

erfolgt in Abstimmung mit der Bundesregierung. 

Da die Länder gemäß Art. 23d Abs. 3 im Rahmen ihrer Mitwirkung 

Angelegenheiten behandeln, die überwiegend in ihre 

Gesetzgebungszuständigkeit fallen, sind im Einzelfall bei der 

Willensbildung auch Bundesinteressen wahrzunehmen. 
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Art. 23d Abs. 5 sieht eine differenzierte vorangsweise bei der 

allfälligen Verletzung der Verpflichtung zur Erlassung von 

Maßnahmen zur Umsetzung von Rechtsakten der Europäischen Union 

durch die Länder vor. Im Fall der untätigkeit eines Landes geht 

nach Feststellung der Zuständigkeit durch den 

Verfassungsgerichtshof gemäß Art. 138b die Zuständigkeit zur 

Erlassung der notwendigen Maßnahmen auf den Bund über. Nur 

insoweit Säumigkeit eines Landes vorliegt, kommt auch ein 

Kompetenzübergang auf den Bund in Frage. Hat ein Land zwar 

Maßnahmen zur Umsetzung von Rechtsakten der Europäischen Union 

getroffen, sind diese aber in wesentlichen Teilen 

unvollständig, so ist ein Kompetenzübergang an den Bund nur 

insoweit möglich, als das Land nach wie vor säumig ist, das 

heißt der Bund kann in einem solchen Fall nur ergänzend zu der 

vom Land bereits gesetzten Maßnahmen tätig werden. 

Im Fall der inhaltlich mangelhaften Umsetzung ist die 

Verurteilung durch den Gerichtshof der Europäischen 

Gemeinschaften oder durch das Gericht erster Instanz 

Voraussetzung für die Devolution. 

In Art. 23d Abs. 6 soll normiert werden, daß grundsätzlich dem 

Bund die Zuständigkeit für die Mitwirkung österreichs in der 

Europäischen Union zugewiesen wird, soweit nicht eine der in 

den Abs. 1 bis 5 näher umschriebenen Zuständigkeiten der Länder 

vorliegt. 

Zu Art. 23e B-VG: 

Vergleichbar mit der Regelung des Art. 23d sind auch im 

Art. 23e kompensatorische Bestimmungen dafür vorgesehen, daß 

durch den Beitritt österreichs zur Europäischen Union 

Befugnisse von den parlamentarischen Organen der 

Bundesgesetzgebung auf die Organe der Europäischen Union 
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übergehen. Die vorgesehene Informat ionspfl icht der 
- -- - - - - - - - -

Bundesregierung ist umfassender Natur. D ie Stellungnahmen des 

Nationalrates und des Bundesrates sind von der Bundesreg ierung 

entsprechend zu erwägen - e ine Bindung der Bundesregierung 

tritt jedoch nur in dem in Abs. 2 vorgesehenen Fall des 

Vorliegens einer Stellungnahme des Nationalrates in 

Angelegenheiten, in denen die Gesetzgebung Bundessache ist, 

ein. "Zwingende außen- und integrationspolitische Gründe" im 

zusammenhang mit dieser Bestimmung liegen vor, wenn dies zur 

Wahrnehmung wichtiger österreichischer Interessen in der 

Europäischen Union unabweisbar ist. 

Zu Art. 23f B-VG: 

Diese Bestimmung schafft - wie im Allgemeinen Teil dargelegt 

die verfassungsrechtliche Grundlage für eine Mitwirkung 

österreichs im Rahmen der GASP. 

Zu Art. 23g B-VG: 

Für Änderungen der Gemeinschaftsverträge wird eine besondere, 

vom Art. 50 B-VG insofern abweichende Regelung geschaffen, als 

dessen Bestimmungen über die Bezeichnungspflicht 

verfassungsändernder und verfassungsergänzender 

staatsvertraglicher Regelungen sowie über einen möglichen 

"Erfüllungsvorbehalt" bei der Beschlußfassung des Nationalrates 

über die Genehmigung eines Staatsvertrages - die beide mit dem 

Charakter des Gemeinschaftsrechts als einer eigenständigen 

Rechtsordnung, die grundsätzlich nicht in das 

Rechtsquellensystem der österreichischen Rechtsordnung 

einzuordnen ist, unvereinbar wären - nicht gelten sollen. Sehr 

wohl wird aber auch für diesen Fall staatsvertraglicher 

Regelungen das Erfordernis der parlamentarischen Genehmigung 

statuiert, wobei im Hinblick auf die Bedeutung der Materie 

erhöhte Anwesenheits- bzw. Zustimmungsquoren im Nationalrat und 
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im Bundesrat vorgesehen sind. Ferner wird hier auf die 

Ausführungen in den Erläuterungen zur Regierungsvorlage 1456 
BlgNR, 18. GP , S 11 über die allfällige 

Volksabstimmungspflichtigkeit, die sich im Zusammenhang mit 
solchen Staatsverträgen ausnahmsweise auch in Zukunft ergeben 

könnte, verwiesen. 

Zu Art. I Z. 7 (Art. 59 B-VGl: 

Gemeinschaftsrechtliche Vorgaben zum Problemkreis der 

Unvereinbarkeiten mit der Mitgliedschaft im Europäischen 

Parlament finden sich in der Direktwahlakte. Gemäß Art. 5 DWA 

ist die Mitgliedschaft im Europäischen Parlament vereinbar mit 

der Mitgliedschaft im Parlament eines Mitgliedstaates. Hinter 

dieser Formulierung verbirgt sich ein Kompromiß zwischen dem 

nach Unabhängigkeit von nationalen Institutionen strebenden 

Europäischen Parlament und der Auffassung, nur eine zwingende 

Mitgliedschaft der Abgeordneten sowohl zum Europäischen 

Parlament als auch zum jeweiligen nationalen Parlament könne 

Konflikte zwischen beiden Institutionen vermeiden. Eine 

Ablehnung der obligatorischen Trennung beider parlamentarischer 

Ebenen erfolgte durch das Europäische Parlament anläßlich der 

Beratungen des Entwurfes der Direktwahlakte im Plenum am 

14.1.1975 (ABl, Anhang Nr. 185 Seite 35 ff) , als ein 

entsprechender Antrag des Rechtsausschusses (ABI, Anhang 

Nr. 185, Seite 91) zurückgewiesen wurde. Derzeit üben ca. 10 % 
der Abgeordneten des Europäischen Parlaments ein Doppelmandat 

aus. Es bestehen allerdings von seiten des Europäischen 

Parlaments Bestrebungen, die Ausübung eines Doppelmandates 

formell zu untersagen (Entschließung des Europäischen 

Parlaments vom 7. 7. 1988, ABI. Nr. C 235 vom 12. 9. 1988, S. 131f) . 

Im Sinne einer systemkonformen Weiterentwicklung der 

bestehenden Unvereinbarkeitsregelungen wird daher Art. 59 B-VG 

entsprechend erweitert. 
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Zu Art. I Z. 8 (Art. 117 Abs. 2 B-VG): 

Art. 8b Abs. 1 des EG-Vertrages z ielt darauf ab, daß alle 

Un ionsbürger, unabhäng ig davon, ob s ie Staatsangehör ige des 

Wohns itzmitgliedstaates s ind oder nicht, im jewe il igen 

Wohns itzmitgliedstaat ihr akt ives und pass ives Wahlrecht be i 

den Kommunalwahlen unter den gle ichen Bedingungen w ie d ie 

Staatsbürger der betreffenden Staaten ausüben können. Deshalb 

müssen für Un ionsbürger, d ie n icht staatsangehör ige des 

betreffenden Mitgl iedstaates sind, insbesondere bezügl ich der 

Wohns itzdauer und des Wohns itznachwe ises d ie gle ichen 

Bed ingungen gelten, w ie s ie gegebenenfalls für die 

Staatsangehör igen d ieses M itgl iedstaates gelten. D ie geltende 

Regelung des Art. 117 Abs. 2 war daher in systementsprechender 

Weise zu erwe itern. 

Zu Art. I Z. 9 (Art. 138b B-VG): 

M it d ieser Best immung wird d ie zuständ igke it des 

Verfassungsger ichtshofes begründet, über das Vorl iegen von 

Säumigke it der Länder be i der Durchführung von Rechtsakten der 

Europäischen Union zu entscne iden. Anders als derze it Art. 16 

Abs. 6 B-VG vors ieht, soll künft ig der Übergang der 

zuständigke it - selbstverständl ich nur be i Vorliegen der 

inhaltl ichen Voraussetzungen - an e ine innerstaatl iche 

Ger ichtsentsche idung gebunden werden. Davon sind vor allem 
schnelle Entsche idungen zu erwarten. Es ist nicht 

ausgeschlossen, daß in der gle ichen Angelegenhe it auch e ine 

Entsche idung des EuGH ergeht. Der Zuständ igke itsübergang setzt 

fre ilich stets e in Erkenntn is des Verfassungsger ichtshofes 

voraus. 

Systemat isch bot s ich d ie E infügung als Art. 138b an, weil ein 

gewisser Zusammenhang zu Art. 138 B-VG besteht, da es um 

Kompetenzfragen geht. 

Zu Art. I Z. 10 (Art. 141 Abs. 1 und 2 B-VG): 

D ie Zuständigke it des Verfassungsgerichtshofes als 

Wahlgerichtshof wird auf d ie überprüfung von Wahlen zum 

Europäischen Parlament ausgedehnt. Das Europäische Parlament 
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hat gemäß Art. 11 Abs. 1 Direktwahlakte (DWA) led igl ich die 

Befugnis, aufgrund der von den Mitgliedstaaten amtlich 

festgestellten und bekanntgegebenen Wahlergebnisse die 

Mandatsprüfung der Europaabgeordneten vorzunehmen. Dieses 

Prüfungsrecht ist materiell auf Verletzungen der Direktwahlakte 

beschränkt. Verletzungen des nationalen Europawahlrechtes 

fallen dagegen in die Prüfungskompetenz der jeweiligen 

innerstaatlichen Instanzen. Die Zuständigkeit des 

Verfassungsgerichtshofes umfaßt daher die überprüfung von 

Europawahlen in österreich und den Ausspruch eines 

Mandatsverlustes. Die Prüfungsbefugnis des 

Verfassungsgerichtshofes erstreckt sich nur auf jene 

Abgeordnete, die aus österreich ins Europäische Parlament 

entsendet wurden. 

Zu Art. I Z. 11 und Z. 13 (Art. 142 Abs. 2 lit. c B-VG und 

Art. 142 Abs. 4 erster Satz zweiter Halbsatz B-VG: 

Der gemäß Art. 23b Abs. 3 ermächtigte Vertreter der Länder 

nimmt jene Rechte wahr, die der Republik österreich als 

Mitgliedstaat der Europäischen Union zustehen. Er soll für 

allfällige schuldhafte Gesetzesverletzungen in Ausübung dieser 

Funktion von der Bundesregierung rechtlich verantwortlich 

gemacht werden können. 

Zu Art. I Z. 15 (Art. 150 Abs. 2 bis 3 B-VGl: 

Für die erstmalige Entsendung von österreichischen Abgeordneten 

ins Europäische Parlament wurde eine übergangsregelung 

dergestalt vorgesehen, daß diese vom Nationalrat aus der Mitte 

der Bundesversammlung kooptiert werden. Unabhängig davon werden 

unter Berücksichtigung der maßgeblichen Fristen in einem 

angemessenen Zeitraum nach vollzogenem Beitritt zur 

Europäischen Union die Abgeordneten direkt vom Volk zu wählen 

sein, um ihre demokratische Legitimation zu gewährleisten. Bis 

zu dieser Wahl gelten demgemäß die Unvereinbarkeitsregelungen 

in Bezug auf diese Abgeordneten nicht. 
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Zu Art. I Z. 16 (Art. 151 Abs. x B-VG): 

Da die Regelung des Art . . . auf den Vertrag über die 

Europäische Union bezogen ist, kann sie erst dann in Kraft 

treten, wenn auch der Vertrag über den Beitritt österreichs zur 

Europäischen Union in Kraft getreten ist. 

Zu Artikel II: 

Aufgrund des Beitrittes der Republik österreich zur 

Europäischen Union sind die Bestimmungen des EWR-BVG, die im 

wesentlichen die Umsetzung von Beschlüssen des Gemeinsamen 

EWR-Ausschusses in das österreich ische Rechtssystem und die 

Publikationserfordernisse derselben enthalten, ab dem Zeitpunkt 

des Beitrittes zur Europäischen Union obsolet. 
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B e i l age . /e zu GZ 6 7 1 . 800/92-V/8/94 

Gel tende Fas sung : 

Bundes-Verfassungsge s e t z  i n  der Fas sung yon 1 929 . 

ERSTES HAUPT STÜCK . 

A l l gemei ne Bes t i mmungen . 

A rt i k e l  1 0 . ( 1 )  Bunde s s ache i s t d i e  G e s e t z gebung und d i e  Vol l z i ehung 
in fol genden Angel egenhe i ten : 

( 4 )  Der  Bund h a t  di e L änder unverzUg1 i ch Ube r al l e  Vorh lben i m  Rahmen 
der eu ropä i s chen I n tegra t i on ,  d i e den s e l bs tändi gen W i rkungsbe r e i c h d e r  
Länder be rUh ren ode r son s t  f ü r  s i e  von I n t e re s s e  s e i n  könn t en , z u  
unte r r i c h t en u n d  i hnen b i nnen e i ne r  von i hm zu s e t z enden , a ngeme s s enen 

Fri s t  Gel egenh e i t zur Stel l ungnahme z u  geben . Sol che S t e l l ungnahmen s i nd 
an das  Bunde s k an z l e ramt zu r i c h ten . Gl e i ches  gi l t  f U r  d i e G'BITie i nden , 
s owe i t der  e i gene Wi rkungsbe re i ch ode r  sons t i ge wi c h t i ge I n te r e s s en d e r  
Geme i nden be rUh rt werden . O i e  Ve r t retung de r Gemei nden obl i ,agt  i n  d i e s en 
Angel egenhe i ten dem Ö s t e r re i ch i s chen S tädtebund und d em Ös tlH re i c h i s c hen 
Gemei ndebund ( A r t i kel  1 1 5 Ab s .  3 ) . 

( 5 )  L i e g t  d em Bund f r i s tgerecht e i n e e i nhei t l i ch e  Stel l ungna hme d e r  
L änder z u  e i nem Vo rhaben i m  Rahmen d e r  eu ropäi s c h en I n te g ra t i on v o r ,  d a s  
Ange l egenh e i ten betri f f t , i n  denen d i e  Ges e t z gebung L andes s ac h e  i s t ,  s o  
i s t d e r  Bund b e i  zwi s chen s t a a tl i c hen Ve rhandl ungen und Abs t i mmungen an 

d i ese Stel l ungnahme gebunden . E r  darf davon nur aus zwi ngenden außen- und 
i ntegrat i onspol i t i schen Gründen abwei c hen . Der Bund hat d i e !; e  G ründe 
b i nnen acht Woch en nach Kundmachung des betreffenden Rechtsaktes  im Rahmen 
der eu ropäi s chen I n tegrat i on mi tzute i l en .  

Vorge s c h l agene F a s s ung : 

Bundes-Verfas s ungsge s e t z  i n  der  Fas s un g  von 1 929 . 

ERSTES HAUPT S TÜCK 

Al l geme i ne Be s t i mmungen . Eu ropä i s c h e  Un i on 

A .  A l l g e m e n e B e s t m m u n g e n . 

A r t i kel  1 0 . ( 1 )  Bunde s s a che i s t d i e  Ges e t zgebung und d i e  Vo1 1 z i �hung i n  
fol genden Angel egenh e i ten : I 

1 8 .  Wah l en z um Eu ropäi s c h e n  P a r l amen t .  

( 4 )  auf gehoben 

( 5 )  au fgehoben 
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( 6 )  O i e nähe ren Bes t i mmungen über d a s  Verfahren gemäß d e 1  Ab s .  4 und 
5 s i nd i n  e i n e r  Verei nba rung zwi s chen d em Bund und den ländern ( A r t i k e l  
1 5a )  f e s t z u l egen . 

A r t i k e l  1 6 .  ( 6 )  Oi e lände r  s i nd v e rp f l i ch t e t , Maßnahmen z u  t re f fen , 
d i  e i n i h rem s e  1 b s tänd i gen Wi rkungsberei  c h  z u r  Du rchführung va"  

Rech t s ak ten im Rahmen der eu ropäi s chen I n t eg r a t i on e r forderl i ch werden ; 
k ommt e i  n land d i  e s e r  Verp f l i c h t ung n i  c h t  rech t z e i t i g nach und wi rd d i  e s  

v o n  e � nem Geri c h t  i m  Rahmen d e r  e ruopä i s chen I n te g ra t i on gegen Jbe r 

ö s t e rrei ch f e s t ge s tel l t ,  s o  geht  d i e  Zus tänd i g k e i t zu s ol chen Maßn ahmen , 
i n s b e s on d e r e  z u r  E r l a s s ung d e r  notwend i gen Ges e t z e , auf  den Bund übe r .  
E i n e  gemäß d i e s e r  B e s t i mmung v om Bund ge t ro f fene Maßnahme , i n s be s ondere 
e i n  s o l c h e r a r t  e r l a s s enes  Ge s e t z  oder e i ne s o l c h e ra r t  e r l a s s ene 

Verordnun g , t r i t t  auße r K raft , s obal d das  L and d i e  e r f o rderl i c hen 
Maßnahmen get r o f f en ha t .  

- 2 -

( 6 ) au f gehoben 

A r t i k e l  1 6 .  ( 6 )  a u f gehoben 

B ,  E u r 0 p ä s c h e U n o n 

A r t i k el 2 3 a . ( 1 )  D i e  von ö s t e r r e i ch zu en t s endenden Abgeo rdne ten z um 

Eu ropä i schen Parl amen t  werden auf G rund des  gl e i chen , unmi t te l ba ren , 
gehei men und pe r s 5n 1 i c hen Wah l rechtes  der Männ e r  und F rauen , d i e v o r  d em 

1 .  Jänner des  J ah re s  d e r  Wahl das  1 8 .  leben s j a h r  vol l endet  haben und 
en tweder am S t i c h t a g  der Wah l d i e  5 s t e r re i c h i s c h e  S t a a t s bü rg e r s c h a f ti  
be s i t z en ode r  n a c h  Maßgabe d e s  Rec h t e s  d e r  E u ropä i s c h en Un i on i n  ö s � e r re i ( h  
wahl berec h t i g t  s i nd ,  nach  den G rund s ä t zen d e r  Ve rh ä l t n i s wahl  gewähl " Du r c h 

Bundesge s e t z  werden d i e  näheren Bes t i mmungen übe r d a s  Wa h l v e r fahren  , 
get rof fen . 

( 2 )  Da s  Bundes geb i e t b i l de t  f ü r  d i e  Wah l en zum Eu ropä i s c hen P a r l ame n t  
e i nen e i nhe i t l i chen Wahl k re i s .  
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( 3 )  Wäh l bar  s i nd a l l e  Männer  und F rauen , d i e  v o r  dem 1 .  Jänner  d e s  

Jah res  d e r  Wahl d a s  1 9 .  Leben s j ah r  v o l l end e t  haben und en tweder am S t i c h t a g 

der  Wahl d i e  ös t e r re i c h i sche  S t aa t s bü rge r s c ha f t  be s i t z en ode r nach Maßgabe 
des Rech t e s  der  E u ropä i s chen Uni on i n  Ö s t e r re i c h  wäh l b a r  s i nd .  

( 4 )  D i e Au s s c h l i eßung vom Wah l rec h t  und von der  Wäh l ba rk e i t  k ann n u r  
d i e  Fol ge e i n e r  g e r i c h t l i chen  Veru rt e i l un g  s e i n .  

I 
( 5 )  D i e  Durc h fü h rung und L e i tung  d e r  Wah l en z um Eu ropä i s chen P a r l ame n t  

obl i eg t  den für  d i e  Wah l en z um N a t i onal r a t  b e s t e l l t e n  Wah l behörden . .  D i e  
S t i mmabgabe i m  Au s l and muß n i c h t  v o r  e i n e r  Wahl behörde e r fol gen . D i e  
nähe ren Bes t i mmungen über d i e S t i mmabgabe i m  Au s l and können vom Na t lona l r a t 

n u r  i n  Anwe s enhe i t  von mi nde s t en s  der  Häl f t e der  Mi t g l i ed e r  und mi t e i ner  
Meh rh e i t von zwe i D r i t t e l n  d e r  abgegebenen S t i mmen b e s c h l o s s en we rden . 

I 

( 6 )  D i e  Wäh l e rv e r z e i chn i s s e  werden von den Geme i nden i m  ü b e r t r a g e n e n  

W i rkungsbe re i ch angel e g t . 

A r t i k e l  23b . ( 1 )  Ö f f en t l i ch Bed i en s t e t en i s t ,  wenn s i e  s i c h um e i n  
Manda t i m  Eu ropä i s c hen P a rl amen t bewe rben , d i e f ü r  d i e Bewe rbung um d a s  
Manda t e r f o rderl i c h e  f re i e Z e i t zu  gewäh ren . Ö f f en t l i c h Bed i en s t e t e , d i e  z u  

Mi t g l i edern des E u ropä i sc h en Parl amen t s  gewäh l t wurden , s i nd f ü r  d i e  Daue r 
d e r  Manda t s a u s übung u n t e r  E n t f a l l d e r  D i ens tbezüge außer D i en s t  zu s t e l l en .  
Das  Nähere  wi rd d u r c h  Bunde s g e s e t z  ge regel t .  

( 2 )  I n s owe i t d i e s e s  Bund e s -Ve rf a s s u n g s g e s e t z  f ü r  M i t g l i eder des  
Obe r s t en Ge r i c h t s h o fe s , des  Rechnung s h o f e s , d e s  V e rwa l t u n g s ge r i c h t s h o f e s  
ode r  des  V e r f a s s un g s ge r i c h t s ho f e s  d i e  Unv e r e i nbark e i t i h re r  Funk t i onen m i t 

der  Zugehö r i gk e i t ode r  m i t d e r  ehema l i gen Zugehör i gk e i t zum Na t i onal r a t  
vors i eh t , s i nd d i e s e  Funk t i onen auch m i t d e r  Zugehör i gk e i t oder  mi t d e r  
ehema l i gen Zugehö r i g k e i t zum E u ropä i s chen P a r l ame n t  unvere i nba r .  

A r t i k e l  23c . ( 1 )  D i e ö s t e r r e i c h i s c h e  M i twi r k u n g  an d e r  E rnennunb von 
M i t g l i ed e rn d e r  Kommi s s i on ,  d e s  Geri ch t s h o f e s , des  Ge r i c h t e s  e r s t e r  I 
I n s t a n z , des  Rechnungshofes , des W i r t s c h a f t s - und Soz i al a u s s c h u s s e s  · s ow i e 

des Au s s c h u s s e s  der  Regi onen i m  Rahmen der  E u ropä i s c hen Uni on ob l i eg t  der  
Bunde s regi e rung . 

� 
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( 2 )  H i n s i c h t l i c h der  M i t g l i ed e r  d e r  K ommi s s i on ,  d e s  G e r i c h t s ho f e s , d e s  

Ge r i c h t e s  e r s t e r  I n s t a n z  und d e s  R e c hnun g s h o f e s  h a t  d i e Bundes regi e r u n g  
d a b e i  d e n  Hau p t au s s c huß des N a t i onal r a t e s  anzuhören . 

( 3 )  H i n s i c h t l i c h d e r  Mi tgl i ed e r  des  W i r t s c h a f t s - und So z i a l au s s c h u s s e s  
s i nd v o n  d e r  Bunde s regi e rung V o r s c h l äge d e r  ges e t z l i chen und s on s t i gen 
b e ru f l i chen V e r t re tungen der v e r s c h i edenen G ru ppen des  wi r t s c h af t l i c h e n  u n d  

s o z i a l en Leben s e i n z uhol en . 

( 4 )  H i n s i c h t l i c h der  Mi t g l i ed e r  des  Au s s c h u s s e s  der  Regi onen und d e rei l  
S t e l l v e r t re t e r  haben d i e  Länd e r  je e i nen , d e r  Ös t e r re i c h i s c he S t ä d t ebund 
und der Ös t e r r e i c h i s c he Geme i ndebund geme i n s am d r e i  Ver t r e t e r  v o r z u s c h l agen . 

( 5 )  Von den gemäß Abs . 3 und 4 namh a f t gemachten  Mi t g l i edern h a t  d i e  

Bund e s reg i e rung den Haup t au s s chuß  d e s  Na t i onal r a t e s  zu u n t e r r i c h t en . 

A r t i k e l  23d . ( 1 )  Der  Bund h a t  d i e  L ände r unv e r z ügl i c h  über al l e  
Vorhaben der  E u ropä i s c hen Un i on ,  d i e  den s e l b s t änd i gen W i rkungsbere i c h d e i  

Länder berüh ren ode r  s on s t f ü r  s i e  v o n  I n t e r e s s e  s e i n  könn t en , z u  
u n t e r r i c h t en u n d  i hnen Gel egenh e i t z u r  S t e l l ungn ahme zu geben . Sol c h e  
S t e l l ungnahmen s i nd an  d a s  Bunde s k a n z l e r amt z u  r i c h t en .  Gl e i ch e s  g i l t  f ü r  

d i e  Geme i nden , s owe i t der e i gene W i rkungsbere i c h oder  s on s t i ge wi c h t i g e 

I n t e re s s e n  der  Geme i nden berüh r t  we rden . O i e V e r t retung d e r  Geme i nden 
obl i eg t  i n  d i e s en Angel egenhe i ten d em Ös t e r r e i c h i s c hen S t äd tebund und d em 

ö s t e r re i c h i schen Geme i ndebund ( A r t i k e l  1 1 5 Abs . 3 ) . 

( 2 )  L i eg t  d em Bund e i ne e i n h e i t l i ch e  S t e l l ungnahme d e r  Länd er zu e i n em 

Vorhaben der  E u ropäi s chen Un i on v o r , d a s  Ange l egenhe i t en b e t r i f f t , i n  denen 
d i e G e s e t zgebung Land e s s ac h e  i s t .  so i s t der Bund ode r e i n V e r t r e t e r  der 
Länder gemäß Abs . 3 bei V e rhand l ungen und Abs t i mmungen i n  der  Eu ropä i s c hen 
Un i on an  d i e s e  S t e l l ungn ahme gebunden . Der  Bund d a r f  davon n u r  aus 
zwi ngenden außen- und i n t e g ra t i on s p o l i t i s c h en G ründen abwe i c hen . D e r  Bl ind 
h a t  d i e s e  G ründe den L ändern u n v e r z ü g l i c h mi t z u t e i l en .  
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( 3 )  Sowe i t e i n Vo rhaben d e r  Eu ropä i s c hen Un i on übe rwi egend 
Ange l egenh e i ten b e t r i f f t , i n  denen d i e G e s e t z gebung Lande s s ache  i s t ,  k a nn 
d i e  Bundes regi e rung e i nem von den Lände rn namh a f t  gemachten  Ve r t re t e r  d i e  
Mi twi rkung a n  der  Wi l l en s b i l dung  i m  R a t  d e r  Eu rop ä i s chen Geme i n s c h a f ten 
übe rt ragen . O i e Wah rnehmung d i e s e r  Befugn i s e rfol gt  un t e r  Be t e i l i gung und 
i n  Abs t i mmung mi t der Bunde s regi e run g .  Der Ve r t re t e r  der Länder i s t  dabei  
der  Bunde s re g i e rung gemäß A r t . 1 42 v e rantwo r t l i ch .  

( 4 )  Oi e nähe ren Bes t i mmungen z u  den Abs . 1 b i s 3 s i nd i n  e i ner  
Verei nba rung zwi s chen dem Bund und den Ländern ( A r t . 1 5a Abs . 1 )  
f e s t zul egen . 

( 5 )  D i e  Lände r s i nd v e r p f l i c h t e t , Maßnahmen zu t re f f en , d i e  i n  � h r em 
s e l b s tändi gen Wi rkungsbere i c h z u r  Du rc h füh rung von Rech t s ak ten d e r  
Eu ropä i s c hen Un i on e r f o rderl i c h we rden . 

a )  

b )  

Kommt e i n  l and d i e s e r  V e rp f l i c h tung übe rhaupt n i c h t  ode r i n  i 
we s en t l i c h en T e i l en n i c h t  n a c h , s o  geht d i e  Zu s t änd i gk e i t zu s o� c l l en 
Maßnahmen , i n s be s onde re z u r  E r l a s sung der  no twend i gen G e s e t z e ,  � u f  den 
Bund übe r ;  d e r  Bund k ann von d i e s e r  Zus tänd i g k e i t j edoch nur un� e r  d e r  
Vo rau s s e t z ung Gebrauch machen , daß der  V e r f a s s ungsge r i c h t shof  gemäß 

A r t . 1 38 b auf A n t rag des Bundes den Übe rgang der Z u s tänd i gk e i t ! 
fes tges t e l l t  ha t .  

I 

Kommt e i n  land d i e s e r  Ve rpf l i c h tung zwar rech t z e i t i g ,  abe r i nh a l t l i c h 
mange l h a f t  nach  und wi rd d i e s vom Ge r i c h t s h o f  der Eu ropä i s c hen , 
Geme i n s c h a f ten ode r v om Ge r i c h t  e r s t e r  I n s t a n z  d e r  E u ro p ä i s c henl  
Geme i n s c h a f ten f e s t ge s t e l l t ,  so geh t d i e  Z u s t änd i gk e i t zu  s o l chen 
Maßn ahmen , i n s b e s onde re z u r  E r l a s sung d e r  n o twend i gen Ge s e t z e , auf  den 
Bund übe r . 

E i ne v om Bund en t s p rechend d i e s en Be s t i mmungen ge t r of fene Maßnahme , 
i n s be s ondere e i n  s o l chera r t  e rl a s s en e s  Ge s e t z  oder e i ne s o l c h e r a r t  
e rl a s s ene Ve ro rdnung , t r i t t  a u ß e r  K ra f t , s oba l d  das  L and d i e e r f ord d r l i e he l l  

I 
Maßnahmen ge t ro f f en h a t . 

( 6 )  Sowe i t s i c h aus  den Abs . 1 b i s 5 n i ch t  ande res e r g i b t . f ä l l t  d i e  
Mi twi rkung Ös t e r re i c h s  i n  d e r  Eu ropä i s chen Un i on i n  d i e  Zus tänd i gk e i t des  

I 
I 
I 
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Bunde s .  Das  Nähere w i rd d u r c h  Bund e s ge s e t z  geregel t .  

A r t i k e l  23e . ( 1 )  D i e Bunde s regi e rung hat  den Nat i o n a l r a t  und den 
Bund e s rat unv e r z ü g l i c h ü b e r  a l l e  V o rhaben der Eu ropä i s c hen Un i on zu 
u n t e r r i c h ten und i hnen Gel egenhei t zur S t e l l ungnahme z u  geben . 

( 2 )  L i egt d e r  Bunde s re g i e rung  e i ne S t e l l ungnahme d e s  Nat i on a l ra t e s  z u  
e i nem Vorhaben d e r  Eu ropä i s c he n  Un i on v o r . d a s  Ange l egenh e i t e n  be t r i f f t , i n  
denen d i e  Ge s e t zgebung Bunde s s ac h e  i s t .  s o  i s t  s i e  be i V e rhandl u n gen u n d  

Ab s t i mmungen i n  d e r  Eu ropä i s c hen Un i on a n  d i e s e  S t e l l ungn ahme gebund en . S i e  
d a r f  davon nu r aus  zwi ngenden außen- und i n t egra t i onspol i t i s c h en G r ünd erl 
abwe i chen . D i e Bund e s re g i e ru n g  h a t  d i e s e  G ründe dem Na t i on a l r a t  
u n v e r z ü g l i c h m i t z u t e i l en .  

( 3 )  D i e n ä h e ren Bes t i mmungen z u  Abs . 1 werden d u r c h  d a s  Bund e s ge s e t z  
über  d i e  G e s c h ä f t s o rdnung d e s  N a t i ona l ra t e s  s ow i e durch  d i e  
Ge s c h ä f t s o rdnung d e s  Bunde s ra t e s  ge t rof fen . D a s  Bund e s g e s e t z  ü b e r  d i e  
G e s c h ä f t s o rdnung d e s  N a t i ona l r a t e s  regel t i n s be s onde re . i nw i ewe i t f ü r  

S t e l l ungn ahmen gemäß Abs . 1 a n s t e l l e  des  Na t i onal r a t e s  d e s s e n  Ha u p t a LJ s <; c hu ß  

f ü r  d i e  Mi twi rkung z u s tänd i g  i s t .  

A r t i k e l  2 3 f . ö s t e r re i c h kann  an d e r  Geme i n s amen Außen- und 
S i c h e r he i t s pol i t i k  der  Eu rop ä i s c hen Un i on auf g rund des  T i t e l s V des  
Ve r t rages über d i e  E u ropä i s c h e  Un i on s o l i da r i s c h  m i twi r k en . D i e s s c h l i eß t  
d i e Mi twi rkung a n  Maßnahmen e i n .  m i t denen d i e  W i r t s c h a f t s be z i ehl rng�n z u  

e i n em o d e r  meh reren d r i t t e n  L ändern a u s ge s e t z t . e i nges c h r än k t  o d e r  
v o l l s t ä nd i g  e i nges t e l l t  werden . 

A r t i k e l  2 3 9 .  F ü r  Ände rungen des  V e r t rages  ü b e r  d i e  E u r op ä i s c h e  lln i o n 
e i n s c h l i eßl i ch d e r  Geme i n s c h a f t s v e r t räge gi l t  A r t . 50 B-VG n i c h t . S o l e l l e  
S t a a t s v e r t räge d ü r f e n  aber n u r  m i t Genehm i gung d e s  Nat i on a l r a t e s  u n d  d e r  

Z u s t i mmung des Bund e s r a t e s  h i e z u  abge s c h l o s s en werden . D i e s e  Be s c h l ü s s e  
bedü rfen  j ewe i l s  d e r  Anwe s enh e i t von m i nde s t en s d e r  Hä l f te d e r  Mi t g l i ed. "  
und e i ne r  Mehrhe i t  von zwe i D r i t t e l n d e r  abgegebenen S t i mmen . 
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A r t i k e l  59 . Ni emand k ann g l e i c h z e i t i g  dem Na t i on a l ra t und d em 
Bundes rat  angehö ren . 

Arti k e l  1 1 7 .  ( 2 )  O i e Wah l en i n  d e n  Geme i nderat  f i nden <Iu f  G rund des  
gl e i chen , unmi t t e l ba ren , gehe i men und persön l i chen Verhäl t n i swahl rec h tes  
a l l e r  S t a a t s bü rger s t a t t ,  d i e  in  der Geme i nde i h ren o rden t l i chen  Wohn s i t z 
haben . I n  d e r  Wah l o rdnung dü rfen d i e  Bedi ngungen d e s  a k t i ven und pa s s i ven 
Wah l rech t e s  n i ch t  enger ge z ogen s e i n a l s i n  der Wah l o rdnung zum Land t a g .  
E s  k ann j edoch bes t i mmt we rden , d a ß  d a s  ak t i ve u n d  p a s s i v e 'wa h l recht i n  
den Geme i nderat  P e r s onen , d i e  s i ch noch n i ch t  e i n  J a h r  i n  d e r  Geme i nde 
aufhal ten , dann n i c h t  z uk ommt , wenn i h r Aufenthal t  i n  der Gerrle i nde 
offens i ch t l i ch nur v o rübe rgehend i s t .  O i e  Bes t i mmungen über d i e  
Wah l p f l i c h t  b e i  den Wah l en z um Landtag ( A r t i ke l  95 Abs a t z  1 l e t z t e r  Sa t z ) 
f i nden f ü r  d i e Wah l en i n  den Geme i nderat s i nngemäß Anwendun g .  D i e  
Wahl o rdnung kann bes t i mmen , daß d i e  Wäh l e r  i h r Wah l rech t i n  Wah l k re i s en 
ausüben , von denen j ed e r  e i n  ge s c h l os s enes Geb i e t um f a s s e n  muß . E i ne 
G l i ede rung d e r  Wäh l e r s c h a f t  i n  andere Wahl k ö rp e r  i s t n i c h t  z u l ä s s i g .  Fü r 
den Fal l , daß k e i ne Wah l v o r s c h l äge e i n gebrac ht werden , k a nn i n  der  
Wah l o rdnung bes t i mmt we rden , daß Pers onen al s gewäh l t  ge l ten , de ren Namen 
auf den S t i mmz e t t e l n  am häuf i g s ten genann t we rden . 

A rti k e l  1 4 1 . ( 1 )  De r Verfas s ungsge r i c h t s hof e rkennt  

a )  über An f ec h tungen der Wahl d e s  Bunde s p rä s i denten , von Wah l en z u  
d e n  a l l geme i nen Vert retungskörpern und zu den ge s e t z gebenden 
O rganen ( Ve r t retungskörpern )  der g e s e t z l i chen beru f l i ch en 
Ve r t re tungen ; 
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A r t i kel  59 . K e i n M i t g l i ed d e s  N a t i onal r a t e s , des  Bunde s ra t e s  ode r d e s  
E u ropä i s chen Parl amen tes  kann gl e i c h z e i t i g  e i n em d e r  b e i den ande ren 
V e r t re t ungskörper angehö ren . 

A r t i kel  1 1 7 .  ( 2 )  O i e Wah l en i n  den Geme i nde rat f i nden a u f  Grund d e s  
g l e i chen , unmi t t e l ba ren , gehe i men u n d  p e r s ön l i ch e n  Verh ä l t n i swah l rec h t s  
a l l e r S t a a t s bü rger  s t a t t ,  d i e i n  d e r  Gemei nde d e n  Haup twohn s i t z hab�n ; d i e  
Lande s ge s e t z e  k önnen j edoch v o r s ehen , daß auch S t a a t sbü rge r ,  d i e  i n  d e r  
Geme i nde e i nen Woh n s i t z ,  n i c h t  abe r d e n  Haup twohn s i t z  haben , wah l b e i ec h t i g t  
s i nd . I n  der Wah l o rdnung dür fen d i e  Bed i ngungen des ak t i v e n  und p a s s i ven 
Wahl rec h t e s  n i c h t  enger gez ogen s e i n a l s i n  der  Wah l ordnung zum Landtag . E s  

k ann j edoch bes t i mmt werden , daß d a s  a k t i v e  und p a s s i v e Wahl recht  i �  den 
Geme i nde rat  Pe r s onen , d i e  s i c h noch n i c h t  e i n  Jahr in  der Geme i nde , 
aufhal ten , dann n i c h t  zukommt , wenn i h r  Aufent h a l t i n  d e r  Geme i nde I 
o f f e n s i c h t l i ch nur  v o rübe rgehend i s t .  Unter dens e l ben Bed i n gungen s t el l t  d a s  

ak t i ve u nd pas s i ve Wah l re c h t  a u c h  den Sta a t s bü rgern  ande r e r  M i tgl i e1 s t a a t en 
der  E u ropä i s chen Uni on z u . O i e  Bes t i mmungen über d i e  Wah l p f l i c h t  be l den 
Wah l en z um l and t ag ( A r t . 95 Abs . 1 l e t z t e r  S a t z )  f i nden für d i e  wah j en i n  
den Geme i nd e r a t  s i nngemäß Anwendung . D i e  Wahl o rdnung k a nn b e s t i mmen ; d a ß  
d i e  Wäh l e r i h r Wah l recht  i n  Wah l k re i s en a u s üben , v o n  denen j eder e i n  
gesc h l o s s en e s  Geb i et  umf a s s en muß . E i n e Gl i ede rung d e r  Wä h l e r s c h a f t l i n  
andere Wah l k ö rper i s t n i c h t  z u l ä s s i g .  Für den Fa l l ,  daß k e i ne ! 

Wah l v o rschl äge e i ngeb rac h t  werden , k ann i n  der Wah l o rdnung be s t i mm t  we rden , 
daß P e r s onen a l s gewäh l t  ge l t en , deren Namen a u f  den S t i mm z e t t e l n  am 
häu f i g s ten genannt werden . 

A r t i k e l  1 38 b .  Auf  An t rag d e r  Bunde s regi e rung s t e l l t  d e r  
V e r f a s s ungsge r i c h t s hof  f e s t ,  daß  e i n  L and d e r  Verp f l i c h t u n g  zur  
Durchführung von Rec h t s ak ten der E u ropä i s chen Un i on übe r h aupt  n i c h t  oder  i l l 
wesen t l i chen T e i l en n i c h t  nachgekommen i s t .  

A r t i k e l  1 4 1 . ( 1 )  Der Verf a s s un g s ge r i c h t s h o f  e r k enn t 

i 
a )  über d i e  Anfec h t ung der Wahl  des  Bunde s p r ä s i den t e n , von Wa h l en z u  

den a l l geme i nen Vert retungs k ö rpern , z um Eu ropä i s chen P a r l ament  u n d  
zu d e n  s a t zungsgebenden O rganen ( Ve r t r e t ungs k ö r pe rn )  der  
geset z l i chen beruf l i c h en V e r t retungen ; 
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b )  übe r A n f e c h t ungen v on Wah l en i n  d i e  l and e s reg i e rung und i n  d i e  
mi t d e r  Vol l z i ehung betrau ten O rgane e i n e r  Geme i nde ; 

c )  auf Ant rag e i nes a l l geme i nen Vert retung s k ö rpers a u f  
Mand a t sverl u s t  e i nes s e i ne r  Mi tgl i ede r ;  

d )  auf  An t rag e i n e s  s a t z ungs gebenden Organs ( Ve r t re tungs k ö rpe r s ) 
e i n e r  g e s e t z l i c hen beruf l i c hen V e r t retung auf Mand a t s v e r l u s t  
e i nes  d e r  Mi tgl i ed e r  e i n e s  s o l chen  Organ s ; 

e )  s owe i t i n  den d i e  Wah l en rege l nden Bun d e s - oder  l a nd e s g e s e t zen 
di e E r k l ä rung des Manda t s v e rl u s t es  du rch Besche i d  e i n e r  
Verwal tung s behö rde v o rg e s ehen i s t ,  über d i e Anfechtung  s o l c h e r  
B e s c he i d e ,  durch d i e  d e r  Verl u s t  d e s  Manda t s  i n  e i n em a l l geme i nen 
V e r t r e tung s k ö rpe r ,  in e i nem mi t der Vol l z i ehung b e t r a u t en O rgan 
e i ne r  Geme i nde oder in e i nem s a t z un g s gebenden O rgan 
( Ve r t r e tung s k ö rpe r )  e i ne r  g e s e t z l i chen b e ru f l i chen  V e r t r e t u n g  
ausgesp rochen wu rde , nach E r s chöpfung d e s  I n s t a n z e n z u g e s . 

O i e Anfech tung ( de r  An t rag ) k ann auf  d i e  beh a u p t e t e  R ec h t s w i d r i gk e i t 
des  Wahl v e rf ah rens  be z i ehungswe i s e  a u f  e i nen ge s e t z l i c h v o rge s e h enen G rund 
fUr den Verl u s t  der Mi tgl i ed s c h a f t  i n  e i nem al l geme i nen V e r t re t u n g s k ö rpe r ,  
i n  e i nem mi t der  Vol l z i ehung bet rauten Organ e i ne r  Geme i nde ode r i n  e i n em 
s a t zungsgebenden Organ ( Ve r t retungskö rpe r )  e i ner ge s e t z l i ch b,� r u f l i chen  
Vert re tung begrUnd e t  werden . Der V e r fa s s ungsge r i c h t s ho f  hat  e i n e r  
Wahl anfech tung s t a t t z ugeben , wenn d i e behaup tete Rechtswi d ri g k e i t e i ne s  
Wah l v e rf ah rens  e rwi e s en wurde und a u f  d a s  Wah l e rgebn i s von E i n f l uß wa r .  I n  
dem V e r f ah ren v o r  den Verwa l tungsbehörden hat  auch der  a l l geme i ne 
Vert retungs k ö rper und d i e  ge s e t z l i ch e  beru f l i c he V e r t retung Pa r t e i s t e I l un g . 
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b )  übe r A n f e c h tungen von Wahl en i n  d i e  lande s re g i e rung und i n  d i e  m i t 
d e r  Vol l z i ehung b e t rau t en Organe e i n e r  Geme i nde ; 

c )  auf  An t ra g  e i n e s  a l l geme i nen Ve r t re tu n g s k ö r p e r s  auf  Mand a t s v e r l u s t  
e i nes  s e i ner  Hi tgl i ede r ;  auf An t r a g  v on wen i g s t e n s  e l f 
Abgeo rdneten  des  Eu ropä i s chen P a r l amen t e s  a u s  d e r  Republ i k  
ö s t e r re i c h a u f  Hand a t s v e r l u s t  e i nes  Abge o rdneten  des  Eu rop� i s cl len 
Pa rl amen t e s  aus  der Republ i k  ös t e r r e i c h ; 

d )  a u f  An t ra g  e i ne s  s a t z ungs gebenden O rg a n e s  ( V e r t re t ung s k ö r pe r s ) 
e i ne r  g e s e t z l i chen beruf l i chen V e r t retu ng a u f  Hand a t s v e r l u s t  e i n e s  
d e r  Mi t g l i ed e r  e i n e s  sol chen O r g a n e s ; 

e )  s owe i t  i n  den d i e  Wah l en regel nden Bunde s - oder L ande s g e s e � zen d i e  
E r k l ärung des  Manda t s v e r l u s t e s  durch  B e s c h e i d  e i n e r  : 
Verwa l tung s behö rde vo rgesehen i s t ,  übe r d i e  Anfech tung s o 1 9 1 1 e l  
B e s c h e i d e ,  durch d i e  d e r  Verl u s t  d e s  Mand a t e s  i n  e i n em a l l �eme i ll (> r l  
V e r t re tung s k ö rpe r ,  i n  e i nem mi t d e r  Vol l z i eh lJng  b e t rauten O rgan 
e i ner  Geme i nde ode r i n  e i n em s a t z u n g s gebenden O rgan 
( Ve r t re tu n g s k ö rpe r )  e i n e r  gese t z l  i c h en b e r u f l  i e hen v e r t r e tLg 

I 
a u s g e s p rochen wu rde , nach E r s c hö p f u n g  des  I n s t an z en zuges . 

D i e  A n f e c h t u n g  ( de r  An t ra g )  k ann a u f  d i e  beh al Jp t e te  Rec h t s w i d r i g k e i l 
des Wahl v e r f a h r e n s  bez i ehung s we i s e  au f e i nen ges e t z l i c h v o rges ehene� G l u l id  

f U r  den V e r l u s t  der Mi tgl i ed s c haf t in  e i n em a l l geme i n en Ve r t re t ung s k ö r pe r , 
i m  Eu ropä i s c h e n  P a r l amen t ,  i n  e i nem m i t d e r  Vol l z i ehung bet rau t en Organ 
e i ne r  Geme i nd e  ode r in  e i nem s a t z ungs gebenden O r gan ( V e r t r e t u n g s k ö rpe r )  
e i n e r  ge s e t z l i chen beruf l i chen V e r t re t ung gegründet  werden . De r 
Verfa s s u n g s ge r i c h t s h o f  h a t  e i ner  Wahl an f e c h tung s t a t t z ugeben , wenn d i e  
beh aup t e t e  Rec h t s w i d r i gk e i t e i nes  Wah l v e r f a h rens  e rw i e s en wurde und a u f  da s 
Wah l e rgebn i s von E i n f l uß wa r .  I n  dem V e r f a h ren vor  den V e rwal tungsb1h ö rden 
hat auch der al l geme i n e Ve r t re tung s k örper und d i e  g e s e t z l i che beruf l i c he 
Ve r t retung P a r t e i s t e I l ung . 
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( 2 )  W i rd e i n e r  Anfechtung gemäß Abs . 1 l i t .  a s t a t t ge geben und 
dadu rch d i e t e i l we i s e  ode r  gän z l i ch e  Wi ederhol ung d e r  Wahl ZIJ  e i nem 
al l geme i nen Ve r t retungskörper oder zu e i nem s a t zungsgebenden  O rgan d e r  
gese t z l i ch e n  be rufl i chen Vert r e tungen e r f o rde rl i ch ,  s o  v e r l i eren d i e 

betroffenen M i tgl i ed e r  d i e s e s  Vert retung s k ö rpers i h r Mandat i m  Z e i tpun k t  

d e r  Obe rnahme d e s s e l ben durch j ene Mi tgl i ed e r , d i e  bei  d e r  i nn e rhal b v on 
1 00 Tagen nach  der  Z u s t e l l ung des  E rkenn tn i s s e s  des 
Verfassung s ge r i c h t s hofes  durch z u füh renden W i ede rhol ungswah l gewäh l t wu rden . 

A rt i k e l  1 4 2 . ( 2 )  O i e  Ankl age kann e rhoben werden : 

a )  gegen den Bunde s p rä s i denten wegen Verl e t zung d e r  
Bundesverf as s ung : d u r c h  Be s c h l uß d e r  Bund e s v e r s alllll l ung ; 

b )  gegen d i e  Mi tgl i ed e r  d e r  Bunde s regi e rung und d i e  i hnen 
h i n s i c h t l i ch der Verantwort l i ch k e i t gl e i chge s t e l l t en O rgan e wegen 

- 9 -

( 2 )  Wi rd e i n e r  A n f echtung gemäß Abs . 1 l i t .  a s t a t t gegeben und dadu rch 
d i e  tei l we i s e  oder  gän z l i che  W i ederhol ung der Wah l  z u  e i n em a l l geme i nen 
Vert retungs k ö rpe r ,  z um Eu ropä i s chen Parl amen t ode r  zu e i nem 
s a t z ungsgebenden O rgan d e r  ge s e t z l i chen beru f l i chen V e r t re tungen 
e r forde rl i ch ,  so v e rl i e ren d i e  bet rof fenen Mi tgl i eder  d i e s e s  

Vert retungs körpe r s  i h r  Mandat  i m  Zei tpun k t  der  Übe rnahme des s e l ben durch 
j ene Mi tgl i ed e r , d i e  b e i  der  i nne rhal b von 1 00 Tagen nach  der  Z u s t e l l u ng 
des E rk ennt ni s s es des Ve r f a s s ungsge r i c h t shofes  d u r c h z u f üh renden 
Wi ede rhol ungswahl gewäh l t  wu rden . "  

A r t i k e l  1 4 2 . ( 2 )  D i e  Ank l age k ann e rhoben we rden : 

a )  gegen den Bunde s p rä s i den ten wegen V e r l e t z ung d e r  Bunde sve r f a s s ung : 
durch Be s c h l uß der  Bunde s v e r s allllll ung ; 

b )  gegen d i e  M i t g l i ed e r  d e r  Bunde s regi e rung und d i e  i hnen 
h i ns i c h t l i c h der Ve ran two r t l i chk e i t gl e i c h ge s t e l l ten O rgane  we gen 

Ge s e t z e s ve r l e t zung : durch Beschl uß des Na t i onal r a t e s ; Ge s e t z e s v e r l e t z ung : du rch Be s c h l uß des Na t i ona l r a t e s ; 

c )  gegen d i e  Mi tgl i ed e r  e i ne r  Lande s reg i e rung und d i e  i hnen 
h i ns i c h t l i ch der Veran two r t l i c hkei t durch  d i e s e s  G e s e t z  oder  
durch  d i e  Landesve r f a s s ung gl e i chge s tel l ten O rgane wegen 
Ge s e t z es v e r l e t z ung : durch Beschl u ß  des z u s tändi gen Landtage s ; 

c )  gegen e i nen gemäß A r t . 23d Abs . 3 e rmäch t i gten V e r t re t e r  d e r  
Länd e r  wegen G e s e t ze s v e r l e t zun g :  d u r c h  B e s c h l uß d e r  
Bunde s regi e rung ; 

d )  gegen d i e  M i t g l i ed e r  e i ne r  Landes regi e rung und d i e  i hnen 
h i n s i ch t l i c h der Veran twor t l i chkei t du rch d i e s e s  G e s e t z  oder durch 

d i e Lande s v e r f a s s ung g l e i chges t e l l ten O rgane wegen 
Ge s e t z e s v e r l e t z ung : du rch Bes chl uß des zus tänd i gen l an d t a ge s ; 
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d )  gegen e i nen Landes hauptmann , des s en S t e l l ve r t r e t e r  ( A r t i k e l  1 0 5 , 
Abs a t z  1 )  oder e i n  Mi t g l i ed d e r  Lande s reg i e rung ( A r t i k e l  1 03 ,  

Abs a t z  2 und 3 )  wegen Ges e t zesverl e t zung s owi e wegen 
Ni c h tbefol gung d e r  Verordnungen ode r  s ons t i gen Anord nungen 

( We i s un gen ) des Bund e s  i n  Angel egenhe i ten der mi t te l b a ren 

Bund e s v e rwal tung , wenn es  s i ch um e i n  Mi tgl i ed der  
Landes regi erung hande l t ,  auc h d e r  We i s ungen de s Land e s h aup tmannes 

i n  d i e s en Ange l egenhl! i ten : du rch Bes chl uß der Bunde s r e g i e rung ; 

e )  gegen O rgane d e r  Bund e s h a u p t s tadt Wi en , sowe i t s i e  A u f gaben aus  

dem B e re i ch d e r  Bundesvol l z i ehung i m  e i genen Wi rkung s b e re i ch 
be s o rgen , wegen Ges e l z e s v e r l e t zung : durch Besc h l u ß d e r  
Bund e s regi erun g ;  

f )  gegen e i nen Lande s h auptmann wegen N i c h tbefol gung e i n e r  Wei s ung 
gemäß A r t i kel  14  Abs . 8 : du rch Bes chl uß der  Bund e s re g ' e run g ;  

g )  gegen e i nen P rä s i denten  ode r Amt s fUh renden Präs i d e n t e n  des 
L ande s s c hu l r a t e s  wegen Ge s e t z e s v e r l e t zung s owi e wegen 
N i c h toefol gung der Verordnungen oder s on s t i gen Anordnungen 

( We i s un gen ) des  Bundes : du rch Besch l uß der Bundes regi e rung ; 

h )  gegen d i e  Mi tgl i ed e r  e i ne r  Landes regi e rung wegen 

Ge s e t z e s ve rl e t zung s owi e wegen N i ch tbefol gung d e r  Vero rdnungen 
des Bundes i n  den Angel egenhe i ten der A r t . 1 1  Abs . 1 Z 7 s owi e 
wegen Behi nderung der Befugn i s s e  gemäß A r t . 1 1  Abs . 9 :  durch  
Besch l uß des Na t i onal r a t e s  oder  der  Bunde s reg i e rung . 

( 3 )  Wi rd v o n  d e r  Bundes regi e rung gemäß Absatz  2 ,  l i t .  d ,  d i e  An k l age 
nur  gegen e i nen  L ande shauptmann od e r  d e s s e n  Stel l ve r t re te r  e rhoben und 
e rwe i s t  es s i ch ,  daß e i nem nach A r t i k e l  1 03 , Absatz  2 ,  mi t Angel egenhei ten 
der  mi t te l ba ren Bunde s v e rwal tung b e f aß ten ande ren Mi t g l i ed d e r  
Landes regi e rung e i n  Verschul den i m  S i nne des Ab s at z e s  2 ,  l i t .  cl , z u r  L a s t  

f äl l t ,  s o  k a n n  d i e Bund e s regi e rung j ederz e i t bi s z u r  

- 1 0  -

e )  gegen e i nen Land e s h auptmann , des s en S t e l l v e r t re t e r  ( A r t i k e l  1 0 5 , 

Abs a t z  1 )  oder e i n  Mi t g l i ed der Lande s reg i e rung ( Ar t i k e l  1 03 ,  
Ab s a t z  2 und 3 )  wegen Ge s e t z es v e r l e t zung sowi e wegen 
N i c h tbefol gung der Verordnungen ode r  s on s t i gen Anordnungen 

( We i sungen ) des Bundes in Ange l e genhe i ten der mi t t el ba ren 

Bundesverwal tung , wenn e s  s i ch um e i n Mi tgl i ed der L ande s r egi e rung  
hande l t ,  auch de r We i s ungen des Landes hauptmannes in  d i e s en 
Angel egenh e i ten : d u r c h  B e s c h l uß d e r  Bunde s reg i e rung ; 

f )  gegen O rgane d e r  Bund e s haup t s tadt  Wi en , s owe i t s i e  Au f gaben a l l S  
dem B e r e i  ch d e r  Bunde svol l z i  ehung i m  e i  genen W i  rkungsberei  c h  
beso rgen , wegen Ges e t z e s v e r l e t zung : durch Be s c h l u ß de r 
Bunde s reg i e rung ; 

g )  gegen e i nen Lande s h au p tmann wegen Ni c h t b e f o l gung  e i n e r  We i s u n g  
g emäß A r t i kel  1 4  Abs . 8 :  du rch B e s c h l uß der  Bund e s reg i e ru n g ; 

h )  gegen e i nen P r ä s i denten  oder  Amt s f il h renden P l ä s i d en t en d e s  

L ande s s chul r a t e s  wegen Ges e t z e s v e r l e t zung s owi e wegen 
Ni c h tbefol gung der Ve ro rdnun gen oder s ons t i gen Ano rdnungen 

( We i sungen ) des Bunde s : durch Be s c h l uß der Bundes re g i e rung ; 

i )  gegen d i e  M i tgl i ed e r  e i n e r  L andes reg i e rung wegen 
Gesetzesverl e t zung sowi e wegen N i chtbefol gung der Verordnungen d e s  

Bund e s  i n  d e n  Angel egenh e i ten de r A r t . 1 1  Abs . Z 7 s ow i e  wegen 
Behi nderung d e r  Befugni s s e  gemäß A r t . 1 1  Abs . 9 :  d u r c h  Besc h l uß 
des N a t i onal rates  oder der  Bunde s reg i e rung . 

( 3 )  W i rd von d e r  Bunde s re g i e rung gemäß Abs a t z  2 ,  l i t .  e ,  d i e Ank l a ge 

n u r  gegen e i nen Landesh auptmann oder  de s s en S t e l l v e r t r e t e r  e rhoben und 
e rwei s t  es  s i c h ,  daß ei nem nach A r t i k e l  1 03 , Abs a t z  2 .  m i t Angel egenhe i t e n  
d e r  mi t t e l ba ren Bunde s v e rwa l tung b e f aß t en anderen M i t g l i ed d e r  
Landes regi e rung e i n  Versc hul den i m  S i nne des  Ab s a t z es  2 ,  l i t .  e ,  z u r  l a s t  

f ä l l t ,  s o  kann d i e  Bundes regi e rung j ed e r z e i t b i s z u r  r ä l l un g  d e s  

, .  
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Fäl l un g  d e s  E rk enntn i s s e s  i h re An k l age auch auf d i e s e s  Mi t g l i ed d e r  
Land e s regi e rung ausdehnen . 

( 4 )  Das v e r u r te i l ende E rk enn tn i s  des Verf a s sungsge r i c h t s h o f e s  h a t  auf 
Verl u s t  des Amtes , unter besonde rs  e r s c hwe renden Ums t änden iluch  auf 
z e i tl i chen Verl u s t  d e r  pol i t i s c hen Rechte zu l au t en ; bei  ge r i ngfUgi gen 
Rec h t sverl e t zungen i n  den i n  Abs a t z  2 unter d ,  f und g e rwäh n t en Fäl l en 
k ann s i ch der  Verfa s s ungs ge ri c h t s ho f  auf d i e  Fes t s tel l ung b e s c h ränken , daß 
e i ne R ec h t sv e r l e t zung vorl i egt . Der Ve rl u s t  des Amtes des  P rä s i den t en des  
Lande s s chul rates  h a t  auch den Verl u s t  j enes Amtes z u r  Fol ge . mi t dem das  
Amt d e s  P rä s i den t en gemäß A r t i k e l  8 1 a  Abs . 3 l i t . b ve rbund en i s t ;  

( 5 ) D e r  Bundesprä s i dent kann von dem i hm nach A r t i k e l  65 , Abs a t z  2 .  
l i t . c zus t ehenden R ec h t  i n  den Fäl l en d e r  l i t .  a .  b und c des  zwe i ten 
Abs a t ze s  d i e s e s  A r t i kel s nur  auf  Ant rag des Vert retungs k ö rpers , der d i e  
Ank l age b e s ch l o s s en ha t .  i m  Fal l e  d e r  l i t .  d .  f und g n u r  a u f  An t ra g  d e r  
Bunde s regi e rung Gebrauch machen , u n d  z w a r  i n  a l l en Fä l l en n u r  mi t 
Zus t i mmung d e s  Ange k l agten . 

A rt i kel 1 50 .  Der Ube rgang zu d e r  durch d i e s e s  Ge s e t z  e i ngefüh r t en 
bundes s ta a t l i chen Ve rfa s s un g  wi rd durch e i n  e i genes . zugl e i ch mi t d i e s em 

Ges e t z  i n  Kraft  t retendes Ve r f a s s ungs g e s e t z  geregel t .  

• 
• \ A 
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E r kennt n i s s e s  i h re An k l a ge auch a u f  d i e s e s  Mi t gl i ed der  Land es r e g i e rung  
ausdehnen . 

( 4 )  Da s  v e r u r t e i l ende E rkenn t n i s des  V e r f a s s ungs ge r i c h t s h o f e s  hat  a u f  
Ve r l u s t  d e s  Amtes .  u n t e r  besonde r s  e r s chwerenden Ums tänden a u c h  a u f  
z e i t l i chen Verl u s t  d e r  pol i t i s chen Rechte zu l au t en ; b e i  ge r i ngfUgi gen 
Rech t s v e r l e t zungen i n  den i n  Absa t z  2 unter  c .  e .  g und h e rwähnten F ä l l en 
kann s i c h der Ver f a s s un g s ge r i c h t s ho f  auf d i e  Fe s t s t el l ung besch ränken , daß 
e i ne Recht s ve rl e t zung vorl i eg t . De r Verl u s t  des  Amt e s  des P r ä s i denten des  
L andes s c h u l rates  h a t  auch  den Verl u s t  j enes Amt e s  z u r  Fol ge , mi t dem d a s  
Amt des  P rä s i den ten gemäß A r t i k e l  8 1 a  Abs . 3 l i t .  b v e rbunden i s t ;  

( 5 )  Der  Bund e s p rä s i den t  k an n  v on dem i hm n a c h  A r t i k e l  65 , Ab s a t z  2 ,  

l i t .  c z u s t ehenden Rec h t  i n  den Fäl l en de r l i t . a ,  b und d d e s  zwe i t en 
Abs a t z e s  d i e s e s  A r t i k e l s n u r  a u f  A n t rag des  V e r t re t ung s k ö rpe r s , d e r  d i e  
Ank l age beschl o s s en h a t . i m  Fal l e  der l i t .  e ,  g und h nu r a u f  An t r a g  d e r  
Bunde s regi e rung Gebrauch mac hen , u n d  z w a r  i n  a l l en F ä l l en n u r  mi t 
Zu s t i mmung d e s  Angek l a g t en . 

A r t i kel 1 50 .  ( 1 )  Der Obe rgang zu  der durch d i e s e s  Ge s e t z  e i nge f üh r ten 
bundes s ta a t l i chen V e r fa s s ung w i rd durch e i n  e i gene s . z ug l e i ch mi t d i e s em 
Ge s e t z  i n  K ra f t  t re t endes Verfas sungs ge s e t z  ge regel t .  

( 2 )  Sol ange d i e  Ve r t re t e r  ö s terrei c h s  i m  Eu ropä i s chen Pa r l amen t n i c h t  
aufg rund e i ne r  al l gemei nen Wah l  gewäh l t s i nd .  werden s i e  v om Na t i on a l rat  
aus dem K re i s der M i tgl i ed e r  der Bunde s v e rs amml ung en t s end e t . D i e s e  
En t s endung e r f o l g t  aufgrund v o n  Vorschl ägen de r i m  Na t i on a l rat  v e r t r e tenen 
Pa r t e i en nach Maßgabe i h rer S t ä r k e  gemäß dem G rund s a t z  d e r  
Verhäl t n i s wahl . 

( 3 )  Fü r d i e  Dauer d e r  E n t s endung gemäß Ab s . 1 k önnen Mi t g l i ed e r  d e s  
Na t i onal r a t e s  und d e s  Bundes r a t e s  g l e i c h z e i t i g  Mi t g l i ede r d e s  Eu ropä i s c hen 
Parl amen tes  s e i n .  
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